Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Wuermeling, 

Dr. Nowack (Rheinland-Pfalz) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen, folgendem Gesetzentwurf die 
Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf 

eines 

Bundesbeamtengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
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Absdmitt 1 

Das Beamtenverhältnis 

§ 1 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bundesbeamten. 

(2) Bundesbeamter ist, wer zur Bundesrepublik 
Deutschland oder zu einer bundesunmittelbaren 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent- 
lichen Rechts in einem Öffentlich-rechtlichen Dienst- 
und Treueverhältnis (Beamtenverhältnis) steht und 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes (§ 27) ernannt 
worden ist. 

§ 2 

(1) Hat der Beamte nur den BundWm Dienst- 
herrn, so ist er unmittelbarer Bundesbeamter; hat er 
eine bundesunmittelbare Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen , Rechts zum Dienstherrn, 
so ist er mittelbarer^Bundesbeamter. Beim Wechsel 
des Dienstherrn endet das bisherige unmittelbare 
Dienstverhältnis . 

(2) Oberste Dienstbehörde des Beamten ist die 
oberste Behörde seines unmittelbaren Dienstherrn. 

(3) Dienstvorgesetzter ist, wer für beamtenrecht- 
liche Entscheidungen über die persönlichen An- 
gelegenheiten der ihm nachgeordneten Beamten 
zuständig ist. Vorgesetzter ist, wer einem Beam- 
ten für seine dienstliche Tätigkeit Anordnungen er- 
. teilen kann. Wer Dienstvorgesetzter und Vorge- 
setzter ist, bestimmt sich nach demi Aufbau der 
öffentlichen Verwaltung. 

Abschnitt II 
Pflichten der Beamten 
1. Allgemein 

§ 3 

(1) Der Beamte ist Diener des ganzen Volkes, 
nicht einer Partei. Seine Stellung verlangt von ihm 
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volle Hingabe der Arbeitskraft, Gehorsam gegen- 
über den Vorgesetzten, Kameradschaftlichkeit 
gegenüber den Mitarbeitern und Zuvorkommenheit 
gegenüber der Bevölkerung. 

(2) Der Beamte hat innerhalb und außerhalb des 
Dienstes nach Kräften für die Festigung und Ver- 
tiefung des demokratischen Gedankens und für die 
friedfertige Zusammenarbeit der Völker einzu treten 
sowie die demokratische Staatsordnung zu unter- 
stützen. 

(3) Der Beamte ist für gewissenhafte Erfüllung 
seiner Amtspflichten verantwortlich. Durch sein 
Verhalten in und außer dem Amte hat er sich der 
Achtung und des Vertrauens, die seinem Berufe 
entgegengebracht werden, würdig zu zeigen. Er 
darf nicht dulden, daß ein seinem Hausstand an- 
gehörendes Familienmitglied eine unehrenhafte Tä- 
tigkeit ausübt. 

(4) Dienstverweigerung oder Arbeitsniederlegung 
zum Zwecke der Wahrung oder Förderung der Ar- 
beitsbedingungen sind mit der Stellung des Beamten 
nicht vereinbar und daher unstatthaft. 

2. Diensteid 

§ 4 

(1) Der Beamte hat bei Antritt seines ersten 
Dienstes folgenden Diensteid zu leisten: 

„Ich schwöre, das Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland und alle in der Bundes- 
republik geltenden Gesetze zu wahren und 
meine Amtspflichten gewissenhaft zu erfüllen, 
so wahr mir Gott helfe.“ 

(2) Der Eid kann auch ohne religiöse Beteue- 
rung geleistet werden. 

(3) Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern einer 
Religionsgesellschaft, an Stelle des Eides andere 
Beteuerungsformeln zu gebrauchen, so kann der 
Beamte, der Mitglied einer solchen Religionsge- 
sellschaft ist, diese Beteuerungsformel sprechen. 

3. Beschränkung bei Vornahme von Amts- 
handlungen 

§ 5 

(1) Der Beamte darf ohne Genehmigung seines 
Dienstvorgesetzten keine Amtshandlungen vorneh- 
men, durdi die er sich selbst oder einer Person, 
zu deren Gunsten ihm wegen familienrechtlicher 
Beziehungen im Strafverfahren das Zeugnisver- 
weigerungsrecht zusteht, einen Vorteil verschaf- 
fen würde. 

(2) Der Beamte ist von solchen Amtshandlungen 
zu befreien, die sich gegen ihn selbst oder eine 
Person richten würden, zu deren Gunsten ihm 
wegen familienrechtlicher Beziehungen im Straf- 
verfahren das Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. 

(3) Gesetzliche Vorschriften, nach denen der Be- 


3 



amte von einzelnen Amtshandlungen ausgeschlos- 
sen ist, bleiben unberührt. 

§ 6 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
bestimmte Behörde kann einem Beamten aus 
zwingenden Gründen die Führung seiner Dienst- 
geschäfte verbieten. Das Verbot ist aufzuheben, 
sofern nicht gegen den Beamten innerhalb einer 
Frist von einem Monat ein Dienststrafverfahren 
eingeleitet worden ist. Der Beamte ist vorher zu 
hören. Er hat das Recht, seinerseits die Entschei- 
dung des Dienststrafgerichts herbeizuführen. 

(2) Einem richterlichen Beamten darf die Füh- 
rung seiner Dienstgeschäfte nur dann verboten 
werden, wenn seine Ernennung nach § 32 für 
nichtig zu erklären ist oder erklärt werden kann. 

4. Gehorsamspflicht 

§ V 

(1) Der Beamte hat die volle Arbeitskraft seinem 
Beruf zu widmen. Er hat sein Amt nach den Ge- 
setzen uneigennützig und im Bewußtsein seiner 
persönlichen Verantwortung nach bestem Gewissen 
zu verwalten. 

(2) Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu bera- 
ten und zu unterstützen, die von ihnen getroffe- 
nen Anordnungen in ihrem Sinne auszuführen und 
ihre allgemeinen Richtlinien zu befolgen. 

(3) Der Beamte ist für die Gesetzmäßigkeit seiner 
dienstlichen Handlungen verantwortlich. 

(4) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienst- 
licher Anordnungen hat der Beamte unverzüglich 
bei seinem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu 
machen. Wird die Anordnung aufrechterhalten und 
hat der Beamte weiterhin Bedenken gegen die 
Rechtmäßigkeit, so kann er sich an die nächsthöhe- 
ren Vorgesetzten wenden, um eine die Verantwor- 
tung klarstellende Entscheidung herbeizuführen. 
Bei für ihn erkennbarer Strafbarkeit der Anord- 
nung wird der Beamte nicht von seiner eigenen 
Verantwortung befreit; in solchen Fällen hat er 
seine Mitwirkung zu verweigern. 

5. Amtsverschwiegenheit 

.§ 8 

(1) Der Beamte hat — auch nach Beendigung 
seines Beamtenverhältnisses — über die ihm bei 
seiner amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen 
Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Ge- 
setz oder dienstliche Anordnung vorgeschrieben 
oder ihrer Natur nach erforderli(± ist, Verschwie- 
genheit gegen jedermann zu bewahren. 

(2) Er darf ohne Genehmigung über solche An- 
gelegenheiten weder vor Gericht noch außerge- 
richtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. 

(3) Die Genehmigung erteilt der Dienstvorge- 
setzte oder der letzte Dienstvorgesetzte. 



(4) Der Beamte hat — auch nach Beendigung 
seines Beamtenverhältnisses — auf Verlangen des 
Dienstvorgesetzten oder des letzten Dienstvorge- 
setzten amtliche Schriftstücke, Zeichnungen, bild- 
liche Darstellungen und dergleichen und Aufzeich- 
nungen über dienstliche Vorgänge sowie von Wie- 
dergaben solcher herauszugeben. Die gleiche 
Verpflichtung' trifft seine Hinterbliebenen und 
seine Erben. 


§ 9 

(1) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, soll 
nur versagt werden, wenn die Aussage dem Wohle 
des Bundes Nachteile bereiten oder die Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden oder 
erheblich erschweren würde. Die Genehmigung, 
ein Gutachten zu erstatten, kann versagt werden, 
wenn die Erstattung auch sonstige dienstliche Nach- 
teile bereiten würde. 

(2) Ist der Beamte Partei oder Beschuldigter in 
einem gerichtlichen Verfahren oder soll sein Vor- 
bringen der Wahrnehmung seiner berechtigten 
Belange dienen, so soll die Genehmigung auch, 
dann, wenn sein Vorbringen ' dem Wohle des 
Bundes Nachteile bereiten oder die Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden oder 
erheblich erschweren würde, nur versagt werden, 
wenn die dienstlichen Rücksichten dies un- 
abweisbar fordern. Wird sie versagt, so hat der 
Dienstvorgesetzte dem Beamten den Schutz zu 
gewähren, den die dienstlichen Rücksichten zu- 
lassen. 


6. Nebentätigkeit und Annahme von 
Belohnungen 

§ 10 

(1) Der Beamte ist verpflichtet, auf Verlangen 
seiner obersten Dienstbehörde eine Nebentätig- 
keit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffent- 
lichen Dienst gegen angemessene Vergütung zu über- 
nehmen und fortzuführen, sofern diese Tätigkeit 
seiner Vorbildung oder Berufsausbildung ent- 
spricht und den Beamten nicht über Gebühr in 
Anspruch nimmt. Die oberste Dienstbehörde kann 
die Befugnis auf nachgeordnete Behörden über- 
tragen. 

(2) Der Beamte bedarf, soweit er nicht nach 
Absatz 1 zur Übernahme verpflichtet ist, der vor- 
herigen Genehmigung: 

1. zur Übernahme eines Nebenamtes, einer Vor- 
mundschaft, Pflegschaft oder Testamentsvoll- 
streckung, 

2. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung 
gegen Vergütung, inbesondere auch zu einer 
gewerblichen Tätigkeit, 

3. zum Eintritt in den Vorstand, Aufsichtsrat, 
Verwaltungsrat oder in ein sonstiges Organ 
einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines 
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in einer anderen Rechtsform betriebenen Un- 
ternehmens sowie zur Übernahme einer 
Treuhänderschaft . 

4. zum Betriebe eines Gewerbes im Sinne der 
Gewerbeordnung durch seine Ehefrau. 

(3) Die Genehmigung erteilt die oberste Dienst- 
behörde. Sie kann diese Befugnis auf andere Be- 
H'örden übertragen. Die Genehmigung kann bedingt 
oder befristet werden und ist jederzeit widerruf- 
lich. 


§ 11 

Nicht genehmigungspflichtig ist die , Verwal- 
tung eigenen oder der Nutznießung des Beamten 
unterliegenden Vermögens, eine schriftstellerische, 
wissensdiaftliche, künstlerische oder Vortrags- 
tätigkeit des Beamten sowie die mit der Lehr- oder 
Forschungstätigkeit zusammenhängende Gutach- 
tertätigkeit von Lehrern an öffentlichen Hoch- 
schulen und von Beamten^ an wissenschaftlichen 
Instituten und Anstalten. Die dienstliche Verant- 
wortlichkeit des Beamten bleibt unberührt; es ist 
Pflicht des Dienstvorgesetzten, Mißbräuchen ent- 
gegenzutreten. 


§ 12 

Der Beamte, der aus einer auf Anordnung, Vor- 
schlag oder Veranlassung seines Dienst Vorgesetz- 
ten übernommenen Tätigkeit im Vorstand, Auf- 
sichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem sonstigen 
Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder 
eines in einer anderen Rechtsform betriebenen 
Unternehmens haftbar gemacht wird, hat gegen 
den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz des ihm 
entstandenen Schadens. Ist der Schaden vorsätz- 
lich oder grobfahrlässig herbeigeführt, so ist der 
Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn der 
Beamte auf Anordnung eines Vorgesetzten ge- 
handelt hat. 


§ 13 

Endet das Beamtenverhältnis, so enden, wenn im 
Einzelfall nichls anderes bestimmt wird, auch die 
Nebenämter und Nebenbeschäftigungen, die dem 
Beamten im Zusammenhang mit seinem Hauptamt 
übertragen sind oder die er auf Anordnung, Vor- 
schlag oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten 
übernommen hat. 


§ 14 

Das Nähere über die Nebentätigkeit der Beamten 
wird durch Verordnung geregelt. Dabei wird auch 
bestimmt, ob und inwieweit der Beamte die für 
eine Nebentätigkeit gezahlte Vergütung abzuführen 
hat. 

§ 15 

Der Beamte darf — auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses — Belohnungen oder Ge- 
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schenke in bezug auf sein 'Amt nur mit Zustim- 
mung der obersten oder der letzten obersten Dienst- 
behörde annehmen. Die Befugnis zur Zustimmung 
kann auf andere Behörden übertragen werden. 

7. Arbeitszeit, Urlaub, Wohnung und Uniform 

§ 16 

(1) Die Bundesregierung kann die Arbeitszeit der 
Beamten nach Anhörung der Berufs Vertretung 
regeln. 

(2) Der Beamte ist verpflichtet, auch über die 
regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun, wenn 
die dienstlichen Verhältnisse es fordern. 

§ 17 

(1) Der Beamte bedarf, wenn er dem Dienst fern- 
bleiben will, eines Urlaubs. Während einer auf 
Krankheit beruhenden Dienstunfähigkeit bedarf er 
nur dann eines Urlaubs, wenn er seinen Wohnort 
verläßt. 

(2) Bleibt er schuldhaft ohne Urlaub dem Dienste 
fern, so verliert er für die Zeit des Fernbleibens 
seine Dienstbezüge. Der Dienstvorgesetzte stellt den 
Verlust der Dienstbezüge fest und teilt dies dem 
Beamten mit. Der Beamte kann innerhalb einer 
Woche die Entscheidung der Dienst Strafkammer 
beantragen. 

(3) Die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs 
regelt die Bundesregierung nach Anhörung der 
Berufsvertretung. 

(4) Bei einem nicht unter Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 3 fallenden Urlaub kann völliger oder teil- 
weiser Fortfall der Dienstbezüge angeordnet wer- 
den. 

§ 18 

Wenn die dienstlichen Verhältnisse es erfordern, 
kann der Beamte angewiesen werden, auch wäh- 
rend der dienstfreien Zeit seinen Wohnort nicht 
zu verlassen. 

§ 19 

(1) Der Beamte hat seine Wohnung möglichst 
so zu nehmen, daß er in der ordnungsmäßigen 
Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte nicht beein- 
trächtigt wird. 

(2) Der Dienstvorgesetzte kann ihn, wenn die 
dienstlichen Verhältnisse es erfordern, an weisen, 
seine Wohnung innerhalb bestimmter Entfernung 
von seiner Dienststelle zu nehmen oder eine Dienst- 
wohnung zu beziehen. 


§ 20 

Die Bundesregierung^: erläßt die Bestimmungen 
über Uniform und Amtstracht, soweit diese bei 
Ausübung des Amtes üblich oder erforderlich sind. 
Sie kann die Ausübung^ des Rechtes auf andere 
Stellen übertragen. 
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Abschnitt III 

Folgen der Nichterfüllung der Pflichten 

1. Versagung des Aufsteigens im Gehalt 
§ 21 

(1) Bleibt der Beamte in seinen Leistungen hinter 
dem billigerweise von ihm zu fordernden Maß zu- 
rück, so kann ihm das nach den Dienstaltersstufen 
des Besoldungsrechts vorgesehene Aufsteigen im 
Gehalt in jeder Dienstaltersstufe bis zu zwei Jahren 
versagt werden. 

(2) Die Entscheidung trifft die oberste Dienst- 
behörde, die ihre Befugnisse auf andere Behörden 
übertragen kann. Gegen diese Entscheidung kann 
das Verwaltungsgericht angerufen werden. 

(3) Bevor dem Beamten das Aufrücken versagt 
wird, ist ihm unter schriftlicher Verwarnung eine 
angemessene Frist zur Verbesserung seiner Lei- 
stungen zu setzen. 

2. Dienstvergehen 
§ 22 

(1) Der Beamte begeht ein Dienstvergehen, wenn 
er schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten ver- 
letzt. Als Dienstvergehen gilt es auch, wenn ein 
Ruhestandsbeamter als staatsfeindlich betätigt, 
oder wenn er gegen § 8 (Verletzung der Amts- 
verschwiegenheit) oder gegen § 15 (Annahm.e von 
Belohnungen oder Geschenken) verstößt. 

(2) Das Nähere über die Bestrafung von Dienst- 
vergehen regelt die Dienststrafordnung. 

(3) Ein auf Lebenszeit ernannter Beamter kann 
nach Maßgabe der Dienststrafordnung auch dann 
aus dem Dienst entfernt werden, wenn er der 
demokratischen Verfassung nicht mehr die Treue 
beweist oder sich nicht mehr fachlich bewährt. 

3. Haftung 
§ 23 

(1) Verletzt ein Beamter schuldhaft seine Amts- 
pflicht, so hat er dem pienstherrn, dessen Auf- 
gaben er wahrgenommen hat, den daraus entstan- 
denen Schaden zu ersetzen; haben mehrere Be- 
amte gemeinschaftlidi den Schaden verursacht, so 
haften sie als Gesamtschuldner. 

(2) Hat der Dienstherr einem anderen Schaden- 
ersatz geleistet, weil ein Beamter in Ausübung der 
ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt seine Amts- 
pflicht verletzt hat, so hat der Beamte dem Dienst- 
herm den Schaden nur insoweit zu ersetzen, als 
ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 

(3) Leistet der Beamte dem Dienstherrn Ersatz 
und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf den Be- 
amten über. 
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(4) Absatz 2 und 3 gelten auch, wenn eine Person, 
die nicht Beamter im Sinne dieses Gesetzes ist, in 
Ausübung der ihr anvertrauten öffentlichen Ge- 
walt ihre Amtspflicht verletzt hat. 

(5) Für die Verfolgung der sich aus den vor- 
stehenden Absätzen ergebenden Ansprüche steht 
der ordentliche Rechtsweg offen. 

Abschnitt IV 

Ernennung und Versetzung 

1. Ernennung 

§ 24 

Der Bundespräsident ernennt die Beamten, so- 
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder 
er die Ausübung dieser Befugnis nicht auf andere 
Stellen überträgt. 


§ 25 

Die Ernennung wird, wenn nicht in der Er- 
nennungsurkunde ausdrücklich ein anderer Tag 
bestimmt ist, mit dem Tage der Aushändigung der 
Urkunde wirksam. 


§ 26 

(1) Beamter darf nur werden, wer 

1. die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, 

2. die für seine Laufbahn vorgeschriebene 
oder, mangels solcher Vorschriften, die üb- 
liche Vorbildung oder sonstige besondere 
Eignung für das ihm zu übertragende Amt 
besitzt ; es sollen auch solche Bewerber 
berücksichtigt werden, welche die für die 
vorgesehene Verwendung erforderliche 
Eignung durch ihre Lebens- und Berufs- 
erfahrung innerhalb oder außerhalb des 
öffentlichen Dienstes erworben haben, 

3. die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit 
für die verfassungsmäßige demokratische 
Staatsordnung eintritt. 

(2) Der Bundespräsident kann Ausnahmen von 
Absatz 1 Nr. 1 zulassen. 

(3) Bei der Auswahl der Bewerber für den Dienst 
des Bundes sind alle Schichten der Bevölkerung 
ohne Rücksicht auf Geschlecht, Rasse, Glaubens- 
bekenntnis, parteipolitische Überzeugung, Herkunft 
oder Beziehungen zu berücksichtigen. Bewerber, 
die den Voraussetzungen des § 3 Absatz 2 nicht 
entsprechen, sind nicht zu berücksichtigen. 

§ 27 

(1) Das Beamtenverhältnis wird durch Aushändi- 
gung einer Ernennungsurkunde begründet, in der 
die Worte „unter Berufung in das Beamtenverhält- 
nis“ enthalten sind. Wer keine solche Urkunde er- 
halten hat, ist nicht Beamter im Sinne dieses Ge- 
setzes. 


9 



(2) Das Beamtenverhältnis wird, soweit gesetz- 
lich nichts anderes vorgeschrieben ist, für Beamte, 
die für Daueraufgaben voll verwendet werden, mit 
dem Ziele begründet, den Beamten lebenslänglich 
mit dem Staate zu verbinden (Beamter auf Lebens- 
zeit). 


§ 28 

(1) Beamter auf Lebenszeit ist, wer eine Urkunde 
erhalten hat, in der die Worte „auf Lebenszeit“ 
enthalten sind. 

(2) Die Urkunde darf nur erhalten, wer 

1. das siebenundzwanzigste Lebensjahr voll- 
endet hat, 

2. den für das Amt vorgeschriebenen oder üb- 
lichen Vorher eitungs- oder Probedienst ab- 
geleistet und die vorgeschriebenen oder üb- 
lichen Prüfungen bestanden oder die für 
die vorgesehene Verwendung erforderliche 
Eignung durch seine Lebens- und Berufser- 
fahrung innerhalb oder außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes erworben hat, 

3. in eine Planstelle, die besetzt werden darf, 
eingewiesen ist oder wird. Die Einweisung 
in die Planstelle bedarf der Schriftform. 

§ 29 

(1) Die gesetzlichen Vorschriften bestimmen die 
Fälle und Voraussetzungen der Ernennung von 
Beamten auf Zeit. 

(2) In der Ernennungsurkunde eines auf Zeit er- 
nannten Beamten muß die Zeit angegeben werden, 
für die er ernannt ist. 

(3) Läuft die Amtszeit eines Beamten auf Zeit 
ab, so ist er verpflichtet, das Amt weiterzuführen, 
wenn er unter nicht ungünstigeren Bedingungen 
für wenigstens die gleiche Zeit wieder ernannt wer- 
den soll. 


§ 30 

(1) Ein Beamter, der nicht Beamter auf Lebens- 
zeit oder auf Zeit ist, ist Beamter auf Widerruf. 

(2) Bei einem Beamten auf Widerruf, der sich in 
einer Planstelle befindet, ist nach Ablauf der Be- 
währungsfrist, die nach Vollendung des siebenund- 
zwanzigsten Lebensjahres sechs Jahre nicht über- 
steigen darf, das Beamtenverhältnis in ein solches 
auf Lebenszeit umzu wandeln, wenn dies nicht ge- 
setzlich ausgeschlossen ist. 

2. Nichtigkeit der Ernennung 
§ 31 

Die Ernennung ist nichtig, wenn der Ernannte 
zur Zeit seiner Ernennung nach § 26 Absatz"! Ziffer 
1 und Absatz 2 nicht ernannt werden durfte, ent- 
mündigt oder infolge straf gerichtlicher Verurteilung 
unfähig war, öffentliche Ämter zu bekleiden. 
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§ 32 

(1) Die Ernennung ist für nichtig zu erklären, 
wenn 

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder 
Bestechung herbeigeführt wurde, 

2. nicht bekannt war, daß der Ernannte ein 
Verbrechen oder ein solches Vergehen be- 
gangen hatte, das ihn der Berufung in das 
Beamtenverhältnis unwürdig erscheinen 
läßt, und er deshalb rechtskräftig zu einer 
Strafe verurteilt war oder wird, oder 

3. nicht bekannt war, daß der Ernannte als 
Hauptschuldiger oder Belasteter im Sinne der 
Rechtsvorschriften über die Befreiung des 
Deutschen Volkes vom Militarismus und 
Nationalsozialismus gilt. 

(2) Die Ernennung kann sonst nur für nichtig er- 
klärt werden, wenn 

1. sie von einer sachlich unzuständigen Behörde 
ausgesprochen wurde, 

2. bei einem nach seiner Ernennung Entmündig- 
ten die Voraussetzungen für die Entmündigung 
im Zeitpunkt der Ernennimg Vorlagen. 

§ 33 

(1) Im Falle des § 31 hat der Dienstvorge- 
setzte nach Kenntnis des Nichtigkeitsgrundes dem 
Ernannten sofort jede weitere Führung der Dienst- 
geschäfte zu verbieten. 

(2) In den Fällen des § 32 muß die Nich- 
tigkeit innerhalb von sechs Monaten erklärt 
werden, nachdem die oberste Dienstbehörde von der 
Ernennung und von dem Nichtigkeitsgrunde Kennt- 
nis erhalten hat. Vor der Nichtigkeitserklärung soll 
der Beamte gehört werden. Die Erklärung wird von 
dem für den Beamten verwaltungsmäßig zuständi- 
gen Bundesminister abgegeben; sie ist dem Beamten 
zuzustellen. 


§34 

Ist eine Ernennung nichtig oder für nichtig er- 
klärt, so sind die bis zu dem Verbot (§ 33 Absatz 1) 
oder bis zur Zustellung der Entscheidung über die 
Nichtigkeit (§ 33 Absatz 2) vorgenommenen Amts- 
handlungen des Ernannten in gleicher Weise 
gültig, wie wenn sie ein Beamter jausgeführt hätte. 
Die gezahlten Dienstbezüge können belassen 
werden. 


3. Versetzung 
§ 35 

Der Beamte kann, wenn durch gesetzliche 
Vorschrift nichts anderes bestimmt ist, innerhalb 
des Dienstbereiches seines unmittelbaren Dienst- 
herrn versetzt werden, wenn er es beantragt oder 
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ein dienstliches Bedürfnis dafür besteht. Ohne seine 
Zustimmung ist eine Versetzung in ein anderes Amt 
nur zulässig, wenn das neue Amt derselben oder 
einer gleichwertigen Laufbahn angehört wie das 
bisherige Amt und mit mindestens gleichhohem 
Endgrundgehalt verbunden ist. Ruhegehaltfähige 
und unwiderrufliche Stellenzulagen gelten hierbei 
als Bestandteile des Grundgehalts. Beim Wechsel 
der Verwaltung soll der Beamte gehört werden. 
Anerkannte Kriegs- und Arbeitsbeschädigte sind 
bei Versetzungen rücksichtsvoll zu behandeln. 


Abschnitt V 

Sicherung der rechtlichen Stellung der Beamten 
1. Fürsorge und Schutz 
§ 36 

Der Bund gewährt dem Beamten Fürsorge und 
Schutz bei seinen amtlichen Verrichtungen und in 
seiner Stellung als Beamter. 

2. Amtsbezeichnung 
§ 37 

(1) Der Bundespräsident setzt die Amtsbezeich- 
nung der Beamten fest, soweit gesetzlich nichts 
anderes vorgeschrieben ist. 

(2) Der Beamte führt im Dienst seine Amts- 
bezeichnung; er darf sie auch außerhalb des Dien- 
stes führen, nach Versetzung in den Wartestand 
mit dem Zusatz „zur Dienstverwendung (z. D.)“. 
Neben der Amtsbezeichnung darf der Beamte nur 
staatlich verliehene Titel und akademische Grade, 
dagegen keine Berufsbezeichnung führen. Nach 
dem Übertritt in ein anderes Amt darf der Be- 
amte die bisherige Amtsbezeichnung nicht mehr 
führen. Beamte im Ruhestande dürfen die ihnen 
bei der Versetzung in den Ruhestand zustehende 
Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst 
(a. D.)“ und die im Zusammenhang mit dem Amte 
verliehenen Titel weiterführen. Wartestandsbeamte 
und Ruhestandsbeamte, denen ein neues Amt über- 
tragen wird, erhalten die Amtsbezeichnung des 
neuen Amtes. Gehört das Amt nicht einer Besol- 
dungsgruppe mit mindestens demselben Endgrund- 
gehalt (§ 35 Absatz 1 Satz 3) an, wie das bisherige 
Amt, so dürfen sie neben der neuen Amtsbezeich- 
nung die des früheren Amtes mit dem Zusatz 
„außer Dienst (a. D.)“ führen. Ändert sich die 
Bezeichnung des früheren Amtes, so darf die ge- 
änderte Amtsbezeichnung geführt werden. Einem 
entlassenen Beamten kann die oberste Dienstbe- 
hörde die Erlaubnis erteilen, die Amtsbezeichnung 
mit dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)“ sowie die 
im Zusammenhang mit dem Amte verliehenen 
Titel zu führen. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann die Erlaub- 
nis, die Amtsbezeichnung und die im Zusammen- 
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hang mit dem Amte verliehenen Titel weiter- 
zuführen, zurücknehmen, wenn der frühere Beamte 
rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt ist, welche 
bei einem Beamten nach § 53 das Ausscheiden aus 
dem Beamtenverhältnis nach sich zieht. 

3. Dienst- und Versorgungsbezüge 

§ 38 

(1) Der Beamte erhält, wenn nicht ein anderer 
Zeitpunkt 'festgesetzt ist, seine Dienstbezüge vom 
Tage des Antritts seines Amtes an. Die Dienst- 
bezüge werden durch das Besoldungsrecht geregelt. 
Der Beamte kann auf die laufenden Dienstbezüge 
weder ganz noch teilweise verzichten. Hat der 
Beamte gleichzeitig mehrere in der Besoldungs- 
ordnung vorgesehene Ämter inne, die nicht im 
Verhältnis von Haupt- imd Nebenamt stehen, so 
erhält er, wenn nicht einheitliche Dienstbezüge 
vorgesehen sind, Dienstbezüge nach Bestimmung 
des Bundesministers der Finanzen nur aus einem 
Amt. 

(2) Die Versorgung richtet sich nach den Vor- 
schriften des Abschnitts VIII. 

§ 39 

(1) Der Beamte kann, wenn gesetzlich nichts 
anderes vorgeschrieben ist, Dienstbezüge nur in- 
soweit verpfänden oder abtreten, als sie der Pfän- 
dung unterliegen. 

(2) Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- oder 
Zurückbehaltungsrecht an den Dienstbezügen nur 
insoweit geltend machen, als sie pfändbar sind, 
oder als er einen vollstreckbaren Anspruch auf 
Schadensersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter 
Handlung hat. 

4, Reise- und Umzugskosten° 

§ 40 

Reise- und Umzugskostenvergütungen der Be- 
amten werden durch Gesetz geregelt. 

5. Dienstzeugnis 
§ 41 

Dem Beämten wird nach Eintritt in den Warte- 
stand oder nach Beendigung des Beamtenverhält- 
nisses auf Antrag von seinem letzten Dienstvor- 
gesetzten ein Dienstzeugnis über die Art und Dauer 
der von ihm bekleideten Ämter erteilt. 

6. Verhältnis zum Dienstvorgesetzten 
§ 42 

(1) Der Beamte muß über Beschwerden und Be- 
hauptungen tatsächlicher Art, die ihm nachteilig 
werden können, gehört werden, wenn es sich nicht 
um dienstliche Urteile über seine Person, seine 
Kenntnisse und Leistungen handelt. Der Beamte 
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hat ein Recht auf Einsicht in seine vollständigen 
Personalakten. Er muß über Beschwerden und Be- 
hauptungen tatsächlicher Art, die ihm nachteilig 
werden können, gehört werden. 

(2) Der Beamte hat seine Anträge und Beschwer- 
den grundsätzlich auf dem Dienstwege vorzu- 
bringen. 


7. Vereinigungsfreiheit 
§ 42 a 

In voller Vereinigungsfreiheit haben die Beamten 
das Recht, sich in Gewerkschaften zusammenzu- 
schließen. Sie haben das Recht, die Gewerkschaft 
mit ihrer Vertretung zu beauftragen. 

Abschnitt VI 
Wartestand 
§ 43 

Wird eine Behörde aufgelöst oder durch gesetz- 
liche Vorschrift oder durch Anordnung des Bundes- 
präsidenten mit einer anderen zusammengelegt oder 
in ihrem Aufbau wesentlich verändert und fällt 
dadurch das Amt eines Beamten weg, so kann der 
auf Lebenszeit oder auf Zeit ernannte Beamte, 
sofern nicht seine Versetzung in ein anderes gleich- 
wertiges Amt unter Wahrung seiner wohlerwor- 
benen Rechte möglich ist, durch die oberste Dienst- 
behörde in den Wartestand versetzt werden. Die 
Versetzung in den Wartestand ist nur innerhalb 
einer Frist von drei Monaten seit Inkrafttreten 
der Auflösungs-, Zusammenlegungs- oder Ände- 
rungsverfügung und nur innerhalb der Zahl der 
im Haushaltsplan aus diesem Anlaß abgesetzten 
Planstellen zulässig. 


§ 44 

(1) Der Bundespräsident kann jederzeit in den 
Wartestand versetzen 

1 . Staatssekretäre, 

2. Ministerialdirektoren, 

3. Beamte des höheren Dienstes bei den diplo- 
matischen und konsularischen Vertretungen. 

(2) Gesetzliche Vorschriften, nach denen noch 
andere Beamte jederzeit in den Wartestand ver- 
setzt werden können, bleiben unberührt. 

§ 45 

Der Wartestand beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
welchem dem Beamten die Versetzung in den 
Wartestand mitgeteilt wird, wenn nicht im Einzel- 
fall ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt festgesetzt 
wird, spätestens jedoch mit Ende der drei Monate, 
die auf den Monat der Mitteilung folgen. Die Ver- 
fügung kann bis zum Beginn des Wartestandes 
zurückgenommen werden. 


14 



§ 46 

(1) Der Wartestandsbeamte bleibt Beamter. Er 
verliert jedoch mit dem Beginn des Wartestandes 
seine Amtsstelle und, wenn im Einzelfall nichts 
anderes bestimmt wird, die Nebenämter und Ne- 
benbeschäftigungen, die ihm im Zusammenhänge 
mit seinem Hauptamt übertragen sind oder die 
er auf Anordnung, Vorschlag oder Veranlassung 
seines Dienstvorgesetzten übernommen hat. §§ 10, 
14 gelten für ihn nicht. 

(2) Dienstvorgesetzter für ihn ist der letzte 
Dienstvorgesetzte. Die oberste Dienstbehörde kann 
einen anderen Dienstvorgesetzten bestimmen. Fehlt 
eine oberste Dienstbehörde, so bestimmt der Bundes- 
kanzler den Dienstvorgesetzten. 

(3) Der Beamte erhält für den Monat, in dem 
ihm die Versetzung in den Wartestand eröffn'^t 
worden ist, und für die folgenden drei Monate 
noch die Dienstbezüge der von ihm wahrgenom- 
menen Amtsstelle, die zur Bestreitung von Dienst- 
aufwandskosten bestimmten Einkünfte jedoch nur 
bis zum Beginn des Wartestandes. Vom Beginn 
des Wartestands an rückt er in Dienstaltersstufen 
nur während einer Beschäftigung nach § 48 auf. 

(4) Bezieht der Beamte für einen Zeitraum vor 
dem Aufhören der Dienstbezüge ein Einkommen 
aus einer Verwendimg :im öffentlichen Dienst 
(§ 129 Absatz 4), so ermäßigen sich für die Dauer 
des Zusammentreffens dieser Einkünfte die Dienst- 
bezüge um den Betrag dieses Einkommens. 

(5) Nach Ablauf der Zeit, für die noch die Dienst- 
bezüge gewährt werden, erhält der Beamte wäh- 
rend des Wartestands Wartegeld nach den Vor- 
schriften des Abschnitts VIII. 

§ 47 

(1) Wird dem Beamten ein Amt derselben oder 
einer mindestens gleichwertigen Laufbahn 
übertragen, .und gehört das neue Amt 
zur Zeit der Übertragung nicht einer Besoldungs- 
gruppe mit mindestens demselben Endgrundgehalt 
an wie das bisherige Amt, so erhält er sein bis- 
heriges Grundgehalt (§ 35 Absatz 1 Satz 3) und steigt 
in Dienstaltersstufen auf. Der bisherige Dienstherr 
hat dem neuen Dienstherrn den Unterschied zwi- 
schen den früheren und den neuen Dienstbezügen 
auf Antrag zu erstatten. 

(2) Der Beamte ist gegenüber seinem unmittel- 
baren Dienstherrn zur Annahme eines solchen Amtes 
verpflichtet, wenn sein allgemeiner Rechtsstand 
(Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit) nicht ver- 
schlechtert wird. 


§ 48 

(1) Wird der Beamte vorübergehend zu einer 
seiner Berufsausbildung entsprechenden Dienstlei- 
stung voll als Beamter verwendet, so er- 
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hält er das Grundgehalt, nach dem das Warte- 
geld festgesetzt ist (§§ 87, 88), einschließlich der 
während der Verwendung er dienten Dienstalters- 
zulagen. 

(2) Er ist gegenüber seinem unmittelbaren Dienst- 
herrn verpflichtet, der Einberufung Folge zu lei- 
sten, wenn ihm laut schriftlicher Mitteilung eine 
Verwendung im Sinne des Absatz 1 für mindestens 
drei Monate an seinem Wohnort oder für min- 
destens sechs Monate außerhalb seines Wohnorts 
zugesichert wird. 


§ 49 

Der Wartestand endet, wenn 

1. dem Beamten ein neues Amt übertragen wird, 

2. das Beamtenverhältnis endet. 


Abschnitt VII 

Beendigung des Beamtenverhältnisses 
§ 50 

(1) Das Beamtenverhältnis endet außer durch den 
Tod durch 

1. Ausscheiden, 

2. Entlassung, 

3. Eintritt in den Ruhestand, 

4. Entfernung aus dem Dienst. 

(2) Die Entfernung aus dem Dienst regelt die 
Dienststrafordnung. 

1. Ausscheiden aus dem Beamten Verhältnis 
§ 51 

Der Beamte scheidet mit Ablauf des Tages, an 
dem er die deutsche Staatsangehörigkeit verliert, 
aus dem Beamtenverhältnis aus. Die oberste 
Dienstbehörde kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern die Fortdauer des Be- 
amtenverhältnisses anordnen. 

§ 52 

(1) Der Beamte scheidet aus dem Beamtenver- 
hältnis aus, wenn er ohne Zustimmung der ober- 
sten Dienstbehörde seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt im Ausland nimmt. 

(2) Die oberste Dienstbehörde entscheidet da- 
rüber, ob die Voraussetzung des Absatz 1 vorliegt, 
und bestimmt den Tag des Ausscheidens aus dem 
Beamtenverhältnis. Gegen ihre Entscheidung kann 
innerhalb eines Monats Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren erhoben werden. 

§ 53 

Ein Beamter, der zum Tode, zu Zuchthaus, 
wegen vorsätzlich begangener Tat zu Gefängnis 
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von einem Jahr oder längerer Dauer, oder wiegen 
vorsätzlicher hoch- oder landesverräterischer Hand- 
lungen zu Gefängnis verurteilt wird, scheidet mit 
der Rechtskraft des Strafurteils aus dem Beam- 
tenverhältnis aus. Dasselbe gilt, wenn dem Beam- 
ten die bürgerlichen !fihrenrechte oder die Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter aberkannt 
werden. 


§ 54 

(1) Das Gnadenrecht hinsichtlich der beamten- 
rechtlichen Folgen eines strafgerichtlichen Urteils 
übt der Bundespräsident aus. 

(2) Werden im Gnadenwege die beamtenrecht- 
lichen Folgen eines Strafurteils, demzufolge ein 
Beamter aus dem Beamtenverhältnis ausgeschieden 
ist, in vollem Umfange aufgehoben, so treten die- 
selben Folgen ein, wie wenn ein solches Urteil im 
Wiederaufnahmeverfahren durch ein Urteil ersetzt 
wird, das diese Folge nicht hat. 

§ 55 

(1) Wird ein Urteil, demzufolge der Beamte aus 
dem Beamtenverhältnis ausgeschieden ist, im Wie- 
deraufnahmeverfahren durch ein Urteil ersetzt, 
das diese Folge nicht hat, so erhält der Verurteilte 
von der Reditskraft der aufgehobenen Entschei- 
dung oder von der nach gesetzlicher Vorschrift er- 
folgten früheren Einbehaltung von Teilen seiner 
Dienstbezüge ab die Bezüge, die er erhalten hätte, 
wenn das aufgehobene Urteil dem neuen entspro- 
chen hätte; seine ruhegehaltfähige Dienstzeit wird 
so berechnet, wie wenn er nicht ausgeschieden wäre. 

(2) Der Verurteilte hat, wenn er nicht inzwischen 
die Altersgrenze erreicht hätte, oder seine Amtszeit 
abgelaufen wäre, von der Rechtskraft der das Wie- 
deraufnahmeverfahren abschließenden Entschei- 
dung ab die rechtliche Stellung eines Wartestands- 
beamten; seine Bezüge richten sich nach Absatz 1. 

(3) Absatz 1 und 2 gelten nicht, soweit der Be- 
amte nach dem mit Ausscheiden aus dem Beamten- 
verhältnis verbundenen Urteil zu einer weiteren 
Strafe verurteilt worden ist, die sein Ausscheiden 
nach sich gezogen haben würde, wenn er noch Be- 
amter gewesen wäre. 

(4) Erscheint auf Grund des in dem Wiederauf- 
nahmeurteil festgestellten Sachverhalts oder auf 
Grund eines anderen rechtskräftigen Strafurteils, 
das nach dem mit Ausscheiden aus dem Beamten- 
verhältnis verbundenen Urteil ergangen ist, die 
Entfernung des Beamten aus dem Dienst angezeigt, 
so kann ein Dienststrafverfahren mit diesem Ziel 
eingeleitet werden.^ Ist das Verfahren auf Grund 
des in dem Wiederaufnahmeurteil festgestellten 
Sachverhalts eingeleitet, so können dem Beamten 
die ihm nach Absatz 1 zustehenden ^ Bezüge ein- 
behalten werden; er verliert, wenn auf Entfernung 
aus dem Dienst erkannt wird, den Anspruch nach 
Absatz 1 und 2 von der Rechtskraft der aufgeho- 


17 



benen Entscheidung an. Ist das Verfahren auf Grund 
eines neuen Strafurteils eingeleitet, so können dem 
Beamten die ihm nach Absatz 1 zustebenden Be- 
züge von der Rechtskraft dieses Strafurteils an 
einbehalten werden; er verliert, wenn auf Entfer- 
nung aus dem Dienst erkannt wird, den Anspruch 
nach Absatz 1 und 2 von demselben Zeitpxmkt an. 

(5) Hätte der in dem neuen Urteil festgestellte 
Sachverhalt oder die nach Erlaß der aufgehobenen 
Entscheidung begangene Straftat oder eine gesetz- 
liche Vorschrift die Beendigung des Beamtenver- 
hältnisses gerechtfertigt, so bestimmt die oberste 
Dienstbehörde, ob und zu welchem Zeitpunkt 
die Beendigung des Beamtenverhältnisses gerecht- 
fertigt gewesen wäre. Die Dienstbezüge nach 
Absatz 1 erhält der Beamte bis zu diesem; Zeit- 
punkt. Gegen die Entscheidung der obersten 
Dienstbehörde ist innerhalb eines Monats Klage 
im Verwaltungsstreitverfahren zulässig. 

(6) Soweit der Verurteilte Bezüge nach diesen 
Vorschriften erhält, steht ihm ein Entschädigungs- 
anspruch gegenüber der nach dem Gesetz, betref- 
fend die Entschädigung der im Wiederaufnahmever- 
fahren freigesprochenen Personen, vom 20. Mai 
1898 (RGBL S. 345) verpflichteten Stelle nicht zu. 

(7) Der Beamte muß sich auf die ihm nach 
Absatz 1 zustehenden Dienstbezüge ein anderes 
Arbeitseinkommen oder einen Unterhaltsbeitrag an- 
rechnen lassen; er ist zur Auskunft hierüber ver- 
pflichtet. 


§ 56 

Scheidet der Beamte aus dem Beamtenverhält- 
nis aus, so hat er keinen Anspruch auf Dienst- 
bezüge und Versorgung. Er darf die Amtsbezeich- 
nung und die im Zusammenhang mit^dem Amte 
verliehenen Titel nicht führen. 

2. Entlassung aus dem Beamtenverhältnis 
§ 57 

Wer sich weigert, den gesetzlich vorgeschriebenen 
Diensteid zu leisten, ist zu entlassen. 

§ 58 

Stellt bei einem Beamten auf Zeit die oberste 
Dienstbehörde fest, daß er der ihm nach § 29 
Absatz 3 obliegenden Verpflichtung nicht nachge- 
kommen ist, so ist er zu entlassen; die Entlas- 
sung ist vom Tage des Ablaufs seiner Dienstzeit 
ab wirksam. 


§ 59 

Der Beamte kann jederzeit seine Entlassung ver- 
langen. Das Verlangen muß dem Dienstvorgesetz- 
ten schriftlich erklärt werden. Die Erklärung kann, 
solange die Entlassungsverfügung dem Beamten 
noch nicht zugegangen ist, ohne Zustimmung der 
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Entlassungsbehörde nur innerhalb zweier Wochen 
zurückgenommen werden, nachdem sie dem Dienst- 
vorgesetzten zugegangen war. Dem Verlangen muß 
entsprochen werden, jedoch kann die Entlassung 
so lange hinaus geschoben werden, bis der Be- 
amte seine Amtsgeschäfte ordnungsgemäß erledigt 
hat. 


§ 60 

Wenn nichts anderes bestimmt ist, tritt die Ent- 
lassung mit dem Ende des Monats ein, der auf den 
Monat folgt, in welchem dem Beamten die Ent- 
lassungsverfügung mitgeteilt worden ist. 

§ 61 

Der Beamte auf Widerruf kann jederzeit ent- 
lassen werden; nach Erreichung der Altersgrenze 
(§ 69) ist er zu entlassen. Dies gilt nicht, wenn 
er nach § 76 Absatz 1 oder 2^in den Ruhestand 
versetzt wird. 


§ 62 

(1) Der Widerruf wird wirksam,, sobald er dem 
Beamten schriftlich mitgeteilt ist, wenn nicht ein 
späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 

(2) Der durch Widerruf entlassene Beamte erhält 
für den Monat, in dem ihm der Widerruf mitgeilt 
worden ist, seine vollen Bezüge. Er erhält ferner, 
falls er mit Dienstbezügen angestellt war, als Über- 
gangsgeld nach vollendeter 

einjähriger Dienstzeit das Einfache, 
dreijähriger Dienstzeit das Zweifache, 
fünfjähriger Dienstzeit das Dreifache, 
achtjähriger Dienstzeit das Vierfache, 
zehnjähriger Dienstzeit das Fünffache, 
zwölf- oder mehrjähriger Dienstzeit das 

Sechsfache 

der Dienstbezüge des letzten Monats. Die Dienst- 
zeit bemißt sich nach der Zahl der im Beamten- 
verhältnis ohne Unterbrechung zurückgelegten vol- 
len Jahre. 

(3) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt 

1. wenn der Beamte aus einem von ihm zu ver- 
tretenden Grunde entlassen worden ist, 

2. wenn ein anderes hauptberufliches Beam- 
tenverhältnis bestehen bleibt oder im un- 
mittelbaren Anschluß an die Entlassung neu 
begründet wird. 


§ 63 

(1) Eine verheiratete Beamtin soll entlassen 
werden, wenn ihre wirtschaftliche Versorgung nach 
der Höhe des Familieneinkommens dauernd ge- 
sichert erscheint. Die wirtschaftliche Versorgung 
gilt insbesondere als dauernd gesichert, wenn der 
Ehemann in einem Beamtenverhältnis steht, mit 
dem ein Anspruch auf Ruhegehalt verbunden ist. 
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(2) Die oberste Dienstbehörde entscheidet end- 
gültig darüber, ob die wirtschaftliche Versorgung 
dauernd gesichert erscheint. 

(3) Verheiratete Beamtinnen können ohne Antrag 
entlassen werden, wenn durch Verpflichtungen 
gegenüber ihrer Familie nachweisbar dienstliche 
Interessen beeinträchtigt werden. 

(4) Im Einzelfall kann die oberste Dienstbehörde 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern Ausnahmen von Absatz 1 Satz 2 zulassen. 

§ 64 

(1) Verheiratete Beamtinnen, die nach § 59 oder 
§ 63 'entlassen werden, erhalten eine Abfindung 
nach Absatz 2 auch dann, wenn sie Beamtinnen 
auf Widerruf sind. Durch die Abfindungen werden 
alle Versorgungsansprüche abgegolten. 

(2) Die Abfindung beträgt nach vollendetem zwei- 
ten Dienst jahr das Zweifache, nach vollendetem 
vierten Dienst jahr das Dreifache der Dienstbezüge 
des letzten Monats und steigt vom vollendeten 
sechsten Dienst jahr ab um je einen Monatsbetrag, 
bis sie nach vollendetem vierzehnten Dienst jahr 
als Höchstbetrag das Zwölffache des letzten Monats- 
betrags erreicht. Der Monatsbetrag ist nach den 
für ledige Beamte geltenden Grundsätzen zu be- 
rechnen. 

(3) Bei einer Wartestandsbeamtin werden die 
Dienstbezüge zugrunde gelegt, die ihr im Zeit- 
punkt der Entlassung als lediger Beamtin zuge- 
standen hätten, wenn sie nicht in den Wartestand 
versetzt worden wäre. 


§ 65 

Als Dienstzeit gilt die Zeit, die die Beamtin nach 
Vollendung des siebzehnten Lebensjahres im öffent- 
lichen Dienst als Beamtin, Angestellte oder Arbei- 
terin zurückgelegt hat, soweit sie nicht bereits 
durch Gewährung einer anderen Abfindung oder 
durch Gewährung eines Ruhegehalts abgegolten 
ist. In die Gesamtdienstzeit wird die Zeit einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit nicht einbezogen. 

§ 66 

Die Entlassung wird, wenn durch Gesetz oder 
durch Anordnung des Bundespräsidenten nichts 
anderes vorgeschrieben ist, von der Stelle verfügt, 
die nach § 24 für die Ernennung des Beamten zu- 
ständig wäre. Die Verfügung ist dem Beamten 
schriftlich mitzuteilen. 


§ 67 

Nach der Entlassung hat der Beamte keinen 
Anspruch auf Dienstbezüge und Versorgung. Die 
Amtsbezeichnung und die im Zusammenhang mit 
dem Amt verliehenen Titel darf der Beamte nur 
führen, wenn ihm die Erlaubnis gemäß § 37 Absatz 
2 erteilt worden ist. 
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3. Eintritt in den Ruhestand 
§ 68 

(1) Das Beamtenverhältnis endet mit dem Ein- 
tritt in den Ruhestand. 

(2) Wird die Arbeitskraft eines Beamten durch 
sein Amt nur nebenbei beansprucht oder handelt es 
sich um Dienstgeschäfte, die ihrer Natur nach vor- 
übergehend sind, so endet das Beamtenverhältnis 
statt durch Eintritt in den Ruhestand durch Ent- 
lassung (§§ 66, 67). Ob die^yoraussetzungen des Sat- 
zes 1 vorliegen, bestimmt die Behörde bei der Er- 
nennung endgültig. 

(3) Für die unter Absatz 2 fallenden Beamten 
gilt § 61 Satz 1 Halbsatz 2 nicht. 

§ 69 

Die Beamten auf Lebenszeit und auf Zeit 
treten mit dem Ende des Monats in den Ruhe- 
stand, in, dem sie das fünfundsechzigste Lebens- 
jahr vollenden. Für einzelne Beamtengruppen kann 
gesetzlich eine frühere Altersgrenze vorgesehen 
werden. 


§ 70 

Ein Ruhestandsbeamter, der das fünfundsech- 
zigste Lebensjahr vollendet hat, darf nicht wie- 
der zum Beamten ernannt werden. Ist er ernannt, 
so ist er zu entlassen. 


§ 71 

Der Beamte auf Zeit tritt, abgesehen von den 
Fällen der §§ 69 und 70 mit Ablauf der Zeit, für 
die er ernannt ist, in den Ruhestand, wenn er 
nicht nach § 58 entlassen wird. 

§ 72 

Der Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, der das 
zweiundsechzigste Lebensjahr vollendet hat, kann 
auf seinen Antrag auch ohne den Nachweis der 
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt 
werden. 


§ 73 

(1) Der Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit ist 
in den Ruhestand zu versetzen, wenn er infolge 
eines körperlichen Gebrechens oder wegen 
Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 
zur Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd un- 
fähig ist (Dienstunfähigkeit). Als’^dienstunfähig kann 
der Beamte auch dann angesehen werden, wenn er 
infolge Erkrankimg innerhalb von sechs Monaten 
mehr als drei Monate -keinen Dienst getan hat 
und keine Aussicht besteht, daß er innerhalb wei- 
terer sechs Monate wieder voll dienstfähig wird. 
Bestehen Zweifel über die Diensttmfähigkeit des 


21 



Beamten, so ist er verpflichtet, sich nach Weisung 
der Behörde ärztlich untersuchen und beobachten 
zu lassen. Anerkannte Kriegs- und Arbeitsbeschä- 
digung ist dabei gebührend zu berücksichtigen. 

(2) Für einzelne Beamtengruppen können für die 
Beurteilimg der Dienstunfähigkeit besondere ge- 
setzliche Vorschriften erlassen werden. 

§ 74 

i(l) Beantragt der Beamte, ihn nach § 73 in den 
Ruhestand zu versetzen, so wird seine Dienstun- 
fähigkeit durch die Erklärung seines unmittelba- 
ren Dienstvorgesetzten festgestellt, daß er ihn nach 
pflichtmäßigem Ermessen für dauernd unfähig 
halte, seine Amtspflichten zu erfüllen. Bei 
Wartestandsbeamten ist für die Erklärung der 
Dienstunfähigkeit die oberste Dienstbehörde oder 
die von ihr bestimmte Behörde zuständig; fehlt 
eine oberste Dienstbehörde, so bestimmt der Bun- 
desminister des Innern, welche Behörde sie abzu- 
geben hat. 

(2) Die über die Versetzung in den Ruhestand 
entscheidende Behörde ist an die Erklärung des 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten nicht gebunden; 
sie kann auch andere Beweise erheben. 

§ 75 

(1) Hält der Dienst Vorgesetzte den Beamten für 
dienstunfähig (§ 73) und beantragt dieser die Ver- 
setzung in den Ruhestand nicht, so teilt der Dienst- 
vorgesetzte dem Beamten oder seinem Pfleger mit, 
daß seine Versetzung in den Ruhestand beabsich- 
tigt sei. Dabei sind die Gründe für die Ver- 
setzung in den Ruhestand anzugeben. Hält der 
Dienstvorgesetzte zur Durchführung des Verfah- 
rens die Bestellung eines Pflegers für erforderlich, 
so beantragt er die Bestellung des Pflegers beim 
Amtsgericht. Das Amtsgericht hat dem Anträge 
zu entsprechen. 

(2) /Gegen die Mitteilung gemäß Absatz 1 kann der 
Beamte oder sein Pfleger innerhalb einer Frist von 
einem Monat Klage im Verwaltungsstreitver fahren 
erheben. In dem Verfahren ist festzustellen, ob die 
tatsächlichen Voraussetzungen für eine Versetzung 
in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit vor- 
liegen. 

(3) Wird Klage im Verwaltungsstreit verfahren er- 
hoben, so sind mit Ende der drei Monate, die auf 
den Monat der Mitteilung gemäß Absatz 1 folgen, 
bis zum Beginn des Ruhestandes die das Ruhege- 
halt übersteigenden Dienstbezüge einzubehalten. 
Wird die Dienstunfähigkeit durch das Verwaltungs- 
gericht festgestellt, so wird der Beamte mit Ende 
des Monats, in dem das Urteil rechtskräftig ge- 
worden ist, in den Ruhestand versetzt ; die einbe- 
haltenen Beträge werden nicht nachgezahlt. 

§ 76 

(1) Der Beamte auf Widerruf mit Dienstbezügen 
ist in den Ruhestand zu versetzen, wenn er infolge 
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von Krankheit, Verwundung oder sonstiger Be- 
schädigung, die er sich ohne grobes Verschulden 
bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes 
zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist. 

(2) Er kann in den Ruhestand velrsetzt werden, 
wenn er aus anderen Gründen dienstunfähig ge- 
worden ist oder wenn er die Altersgrenze er- 
reicht hat (§ 69). 

(3) Wird der Beamte im Fäll des Absatz 2 nicht 
in den Ruhestand versetzt, sondern durch Wider- 
ruf entlassen, so kann ihm an Stelle des Über- 
gangsgeldes (§ 62) auf Zeit oder lebenslänglich ein 
Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. Hat der Be- 
amte das siebenundzwanzigste Lebensjahr noch 
nicht vollendet, so kann nur ein Unterhaltsbeitrag 
auf Zeit bewilligt werden. Die Bewilligung auf 
Zeit ist widerruflich; sie kann bei ihrem Ablauf 
verlängert werden. 

i(4) Die Entscheidung nach Absatz 2 und 3 trifft 
die oberste Dienstbehörde mit Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen, Sie kann ihre Be- 
fugnis mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen auf andere Behörden übertragen. Die 
Entscheidung ist endgültig. 

§ 77 

(1) Der Wartestandsbeamte kann auf seinen An- 
trag jederzeit in den Ruhestand versetzt werden. 

(2) Er ist in den Ruhestand zu versetzen mit dem 
Ende des Monats, in dem 

1. eine fünfjährige Wartestandszeit abgelaufen 
ist — der Lauf der Frist ist gehemmt, so- 
lange der Beamte nach § 48 verwendet wird 
— oder 

2. die oberste Dienstbehörde festgestellt hat, 
daß er der ihm nach § 47 Absatz 2, § 48 Ab- 
satz 2 obliegenden Verpflichtungen nicht 
nachgekonxmen ist. 

(3) Wird ihm ein neues Amt übertragen, das nicht 
derselben oder einer mindestens gleichwertigen 
Laufbahn angehört, so tritt er mit der Übertra- 
gung des neuen Amtes aus seinem bisherigen Amt 
in den Ruhestand. 


§ 78 

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird, wenn 
durch gesetzliche Vorschrift oder durch Anord- 
nung des Btmdespräsidenten nichts anderes vor- 
geschrieben ist, von der Stelle verfügt, die nach 
§ 24 für die Ernennung zuständig wäre. Die Ver- 
fügimg ist dem Beamten schriftlich mitzuteilen. 
Sie kann bis zum Beginn des Ruhestandes zurück- 
genommen werden, 

(2) Der Ruhestand beginnt, abgesehen von den 
Fällen der §§ 69, 70, 71, 75 Absatz 3, § 77 Ab- 
satz 2 und 3 mit Ende der drei Monate, die auf 
den Monat folgen, in dem idem Beamten die Ver- 
setzung in den Ruhestand mitgeteilt worden ist. 
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Bei der Mitteilung der Versetzung in den Ruhe- 
stand kann auf Antrag oder anit ausdrücklicher 
Zustimmung des Beamten ein früherer Zeitpunkt 
festgesetzt werden. 

(3) Der Ruhestandsbeamte erhält Ruhegehalt 
nach den Vorschriften des Abschnitts VIII. 

Abschnitt VIII 
Versorgung 

1. Versorgung der Warte- und Ruhestands- 
beamten 

§79 

Das Wartegeld und das Ruhegehalt werden auf 
der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge und der ruhegehaltfähigen Dienstzeit be- 
redinet. 

a) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
§ 80 

(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das von dem Beamten zuletzt bezogene Grund- 
gehalt oder die zuletzt bezogenen, dem 
Grundgehalt entsprechenden Dienstbezüge , 

2. der Wohnungsgeldzuschuß, 

3. sonstige Dienstbezüge des Beamten, die im 
Haushaltsplan als ruhegehaltfähig bezeichnet 
sind. 

(2) Hat ein Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
die Bezüge aus seinem nicht als Eingangsstelle 
seiner Laufbahn geltenden Amt nicht mindestens 
ein Jahr erhalten, so treten an Stelle der im Ab- 
satz 1 bezeichneten Dienstbezüge die entsprechen- 
den Bezüge aus dem vor seiner Ernennung be- 
kleideten Amjt; hat der Beamte ein Amt nicht be- 
kleidet, so setzt die oberste Dienstbehörde im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesmdnister der Finan- 
zen 'die ruhegehaltfählgen Dienstbezüge in Gren- 
zen von fünfzig vom Hundert der Sätze nach 
Absatz 1 fest. 

(3) Absatz 2 gilt nicht in dem Fall des § 43. Er 
gilt auch nicht, wenn der Beamte vor Ablauf des 
Jahres verstorben oder infolge eines Dienstun- 
falls oder einer Krankheit, Verwundung oder 
sonstigen Beschädigung, die er sich ohne grobes 
Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassimg 
des Dienstes zugezogen hat, in den Ruhestand ge- 
treten ist. 

b) Ruhegehaltfähige Dienstzeit 
§ 81 

(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit des Be- 
amften vom Tage seiner ersten Ernennung an, ein- 
schließlich der Zeit, in der er sich im Wartestand 
befunden oder ein Ministeramt bekleidet hat. Un- 
berücksichtigt bleibt jedoch die Zeit 
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1. eines Beamten Verhältnisses nach § 68 Ab- 
satz 2, 

2. einer ehrenamtlichen Tätigkeit, 

3. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, wenn 
nicht die Berücksichtigung bei Erteilung, 
spätestens bei Beendigung eines den öffent- 
lichen Belangen dienenden Urlaubs zuge- 
standen ist, 

4. vor Vollendung des siebenundzwanzigsten 
Lebensjahres, 

5. für die eine Abfindung oder ein Übergangs- 
geld aus öffentlichen Mitteln gewährt worden 
ist, 

6. einer Tätigkeit als Beamter, der ohne Ruhe- 
gehaltsberechtigung nur Gebühren bezieht, 
soweit sie nicht nach § 85 Absatz 1 Ziffer la 
berücksichtigt wird. 

(2) Ist ein Beamter, der infolge Urteils eines Ge- 
richts oder eines Dienststrafgerichtes aus dem Be- 
amtenverhältnis ausgeschieden war, später wieder 
zum Beamten ernannt worden, so wird die Dienst- 
zeit, die er vor dem Ausscheiden aus dem Beamten- 
verhältnis zurückgelegt hat, nicht in die tuhege- 
haltfähige Dienstzeit eingerechnet. Das gleiche gilt, 
wenn der Beamte, dem ein gerichtliches Strafver- 
fahren oder ein Dienststrafverfahren drohte, auf 
seinen Antrag aus dem Beamtenverhältnis ent- 
lassen ist. Die oberste Dienstbehörde kann Aus- 
nahmen zulassen. 


§82 

(1) Ruhegehaltfähig ist auch die Dienstzeit, in 
der ein Beamter vor seiner Ernennung nach Voll- 
endung des siebenundzwanzigsten Lebensjahres 

1. im Dienste der früheren Wehrmacht oder im 
Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat, 

2. als Inhaber eines Versorgungsscheines im 
Dienste des Reiches, der Länder oder anderer 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts voll beschäftigt gewesen 
ist. 

(2) Die Dienstzeit von Berufssoldaten in der Wehr- 
macht vom 16. März 1935 ab kann nicht berück- 
sichtigt werden. Die Zeit, in der Berufssoldaten 
nach Ablauf ihrer Verpflichtungszeit infolge des 
Krieges weiter in der Wehrmacht gestanden haben, 
ist ruhegehaltfähig. 

(3) Nichtanrechnungsfähig ist der in der Zeit vom 
30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 geleistete Dienst 
bei folgenden ehemaligen Polizeidienststellen: 
Reichssicherheitshauptamt : 

Abteilung 3 (Innerer Sicherheitsdienst) 

Abteilung 4 (Gestapo) 

Abteilung 6 (Auslandssicherheitsdienst) 

Abteilung 7 (Feststellungs- und Nachforschungs- 
büro) 

Grenzpolizei und geheime Feldpolizei. 
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§ 83 

Die Zeit eines Kriegsdienstes in der früheren 
Wehrmacht oder die Zeit einer Kriegsgefangen- 
schaft wird, auch wenn sie vor Vollendung des 
siebenundzwanzigsten Lebensjahres liegt, mit der 
für Kriegsjahre angeordneten Erhöhung angerech- 
net. 


§ 84 

(1) Die Zeit der Verwendung eines Beamten in 
außereuropäischen Ländern mit Ausnahme der an 
das Mittelmeer grenzenden außereuropäischen Län- 
der, kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit, soweit 
sie vor Vollendung des siebenundzwanzigsten Le- 
bensjahres liegt, einfach, im übrigen bis zur Grenze 
des Doppelten berücksichtigt werden, wenn sie un- 
imterbrochen mindestens sechs Monate betragen 
hat. Gleiches gilt für Seereisen in außerheimischen 
Gewässern. Näheres wird durch Verordnung der 
Bundesregierung bestimmt. 

(2) Als Zeit der Verwendung in außereuropä- 
ischen Ländern kann auch die Zeit anerkannt wer- 
den, während der sich ein Beamter infolge Inter- 
nierung oder aus sonstigen durch Krieg verur- 
sachten und von dem Beamten nicht verschuldeten 
Gründen in diesen Ländern auf gehalten hat. Ist 
der Aufenthalt durch Verschulden des Beamten 
verlängert worden, so bleibt die Zeit der Verlän- 
gerung unberücksichtigt. 

(3) Ist die Dienstzeit nach Absatz 1 imd 2 be- 
reits nach § 83 zu berücksichtigen, so wird sie 
nicht weiter angerechnet. 

(4) Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbe- 
hörde im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen. 


§ 85 

(1) Die Zeit, während der ein Beamter nach Voll- 
endung des siebenundzwanzigsten Lebensjahres 

1. a) als Rechtsanwalt, als Verwaltungsrat 

oder als Beamter oder Notar, der ohne 
Ruhegehaltsberechtigung nur Gebühren 
bezieht, 

b) im Dienst einer öffentlich-rechtlichen Re- 
ligionsgesellschaft und ihrer Verbände 
oder im nichtöffentlichen Schuldienst 
tätig gewesen ist, 

2. im öffentlichen Dienst eines anderen Staates 
oder einer zwischenstaatlichen öffentlichen 
Einrichtung gestanden hat, 

3. auf wissenschaftlichem, künstlerischem, tech- 
nischem oder wirtschaftlichem Gebiet beson- 
dere Fachkenntnisse erworben hat, die die 
notwendige Voraussetzung für die Wahr- 
nehmung seines Amtes bilden, 
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4. im privatrechtlichen Vertragsverhältnis im 
Dienste des Reiches, der Länder oder anderer 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts ununterbrochen hauptbe- 
ruflich eine in der Regel einem Beamten oblie- 
gende oder später einem Beamten übertragene 
entgeltliche Beschäftigung wahrgenommen hat, 
die zu seiner Ernennung führte, 

5. eine nach den Vorschriften des Selbstverwal- 
tungsgesetzes hauptamtlich zu verwaltende 
Stelle eines leitenden Kommunalbeamten nach 
der Besetzung durch die Alliierten ehrenamt- 
lich verwaltet hat, 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksich- 
tigt werden. Die Zeiten zu 1 a und 3 dürfen höch- 
stens bis zur Hälfte, jedoch nicht über zehn Jahre 
hinaus berücksichtigt werden. 

(2) Eine im Dienst der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen und Verbände zurückgelegte Dienst- 
zeit kann nicht berücksichtigt werden. 

(3) Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbe- 
hörde im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen endgültig. 

§ 86 

Die ruhegehaltfähigen Dienstzeiten gemäß 
§§ 82 bis 84 und die Zeiten, die gemäß § 85 als 
ruhegehaltfähige Dienstzeiten berücksichtigt wer- 
den, sind dem Beamten mitzuteilen. 

c) Wartegeld 
§87 

Das Wartegeld beträgt achtzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Für jedes volle 
und angefangene Jahr, das dem Beamten an fünf- 
zehn Jahren ruhegehaltfähiger Dienstzeit fehlt, 
wird jedoch das Wartegeld um zwei vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge niedriger be- 
messen. Das Wartegeld beträgt in keinem Falle 
mehr als achtzig vom Hundert der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge eines Beamten aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 a der 
Besoldungsordnung. Hat der Beamte indessen zur 
Zeit seiner Versetzung in den Wartestand bereits 
ein höheres Ruhegehalt erdient, so erhält er ein 
Wartegeld in Höhe des zu diesem Zeitpunkt er- 
dienten Ruhegehalts. 

§ 88 ^ 

Scheidet der Beamte aus einer Dienstleistung im 
Sinne des § 48 wieder aus, so wird sein Wartegeld 
unter Berücksichtigung der während der Dienst- 
leistung zuletzt bezogenen Dienstbezüge imd der 
verlängerten ruhegehaltfähigen Dienstzeit neu 
festgesetzt; 

d) Ruhegehalt 
§ 89 

(1) Der Ruhestandsbeamte erhält lebenslänglich 
Ruhegehalt. 
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(2) Ein Ruhestandsbeamter, der wieder zum Be- 
amten auf Lebenszeit oder auf Zeit ernannt ist, 
erhält Ruhegehalt aus dem neuen Amt nur, 
wenn er es wenigstens ein Jahr bekleidet hat. 


§ 90 . 

(1) Das Ruhegehalt beträgt mindestens fünfund- 
dreißig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge. Es erhöht sich bei den Beamten 

des einfachen und des mittleren Dienstes nach 
jedem der ersten fünfzehn vollen Jahre, 
des gehobenen Dienstes nach zwei ruhege- 
gehaltfähigen Dienstjahren und in den fol- 
genden fünfzehn vollen Jahren, 
des höheren Dienstes nach drei ruhegehaltfähi- 
gen Dienstjahren und in den folgenden 
sechzehn vollen Jahren, 

der ruhegehaltfähigen Dienstzeit um je zwei vom 
Hundert, in den folgenden vollen Jahren dieser 
Dienstzeit um je ein vom Hundert, höchstens bis 
achtzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge. Nach dem Ende des Monats, in dem der 
Beamte das fünfundsechzigste Lebensjahr vollen- 
det hat, beträgt das Ruhegehalt höchstens fünf- 
undsiebzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge. Die Entscheidung darüber, welcher 
der vorgenannten Gruppen der Beamte angehört, 
trifft im Zweifel die oberste Dienstbehörde im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen. 

(2) Das Ruhegehaltbeträgtmindestens sechzig vom 
Hundert der niedrigsten ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge der untersten Besoldungsgruppe der Besol- 
dungsordnung A. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für den Unter- 
haltsbeitrag nach § 76 Absatz 3; im Fall des § 76 
Absatz 3 Satz 2 darf er fünfunddreißig vom Him- 
dert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht 
übersteigen. 


§91 

(1) Das Ruhegehalt eines Beamten, der früher 
ein mit höheren Dienstbezügen verbundenes Amt 
bekleidet und diese Bezüge wenigstens ein Jahr be- 
zogen hat, wird, sofern der Beamte in ein mit ge- 
ringeren Dienstbezügen verbundenes Amt nicht 
lediglich auf einen im eigenen Interesse gestellten 
Antrag übergetreten ist, nach den ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezügen des früheren Amts und der 
gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet. 
Das Ruhegehalt darf jedoch die letzten ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge nicht übersteigen. 

(2) Das Ruhegehalt eines Wartestandsbeamten, 
der nach § 48 Dienst geleistet hat, wird nach den 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen berechnet, die 
nach § 88 der Berechnung seines Wartegeldes zu- 
grunde gelegt sind oder zugrunde gelegt waren. 
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§92 

Das Ruhegehalt wird von dem Beginn des Ruhe- 
standes ab gewährt. 

2. Hinterbliebenenversorgung 

a) Sterbemonat 
§ 93 

(1) Den Erben eines verstorbenen Beamten ver- 
bleiben für den Sterbemonat die Bezüge des Ver- 
storbenen einschließlich der zur Bestreitung von 
Dienstaufwandskosten bestimmten Einkünfte. 

(2) Bei Warte- und Ruhestandsbeamten sowie bei 
entlassenen Beamten auf Widerruf tritt an die 
Stelle der Bezüge das Wartegeld, das Ruhegehalt 
oder der Unterhaltsbeitrag. Den Erben eines im 
öffentlichen Dienste (§ 129 Absatz 4) verwendeten 
Warte- oder Ruhestandsbeamten verbleiben die für 
den Sterbemonat fälligen Bezüge. 

(3) Die an den Verstorbenen noch nicht gezahlten 
Teile der Sterbemonatsbezüge können statt an die 
Erben auch an die Witwe oder die ehelichen oder für 
ehelich erklärten Abkömmlinge des Verstorbenen 
gezahlt werden. 


b) Sterbegeld 
§ 94 

(1) Die Witwe sowie die ehelichen und für ehe- 
lich erklärten Abkömmlinge eines männlichen Be- 
amten mit Dienstbezügen erhalten für die auf den 
Sterbemonat folgenden drei Monate als Sterbegeld 
die Dienstbezüge des Verstorbenen ausschließlich 
der zur Bestreitung von Dienstaufwandskosten be- 
stimmten Einkünfte. Bei Warte- und Ruhestands- 
beamten sowie bei entlassenen Beamten auf Wi- 
derruf tritt an die Stelle der Dienstbezüge das 
Wartegeld, das Ruhegehalt oder der Unterhaltsbei- 
trag. 

(2) Das gleiche gilt für die Kinder einer ver- 
storbenen Beamtin. 


§ 95 

Sind Hinterbliebene im Sinne des § 94 nicht vor- 
handen, so kann die oberste Dienstbehörde oder die 
von ihr bestimmte Behörde ein Sterbegeld nach 
§ 94 auf Antrag ganz oder teilweise bewilligen, 

1. wenn der verstorbene Beamte einen Witwer, 
Verwandte der aufsteigenden Linie, Ge- 
schwister, Geschwisterkinder, Stiefkinder oder 
an Kindes Statt angenommene Kinder, deren 
Ernährer er ganz oder überwiegend gewesen 
ist, in bedürftiger Lage hinterlassen hat, oder 

2. wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die 
Kosten der letzten Krankheit und der Be- 
stattung zu decken. 

§ 96 

(1) Das Sterbegeld wird beim Nachweis des Todes 
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im voraus in einer Summe gezahlt. Liegen wich- 
tige Gründe vor, so kann von der Auszahlung des 
Sterbegeldes in einer Summe abgesehen und eine 
andere Zahlungsart bestimmt werden. 

(2) Die oberste Dienstbehörde bestimmt, an wen 
das Sterbegeld zu zahlen oder wie es unter meh- 
rere Berechtigte zu verteilen ist. Sie kann diese 
Befugnis auf andere Behörden übertragen. 

§ 97 

(1) Das Sterbegeld kann weder abgetreten noch 
verpfändet noch gepfändet werden. 

(2) Forderungen des Dienstherrn gegen den Ver- 
storbenen aus Vorschuß- oder Darlehnsgewährun- 
gen sowie aus Überhebungen von Dienstbezügen, 
Wartegeld, Ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag kön- 
nen angerechnet werden. Der Witwe und den Wai- 
sen muß jedoch ein Teilbetrag des Sterbegeldes be- 
lassen werden, der dem der Pfändung nicht unter- 
liegenden Teil des Witwen- und Waisengeldes für 
diese drei Monate entsprechen würde. 

c) Witwen- und Waisengeld 
§ 98 

(1) Die Witwe und die ehelichen Kinder eines 
männlichen Beamten, der zur Zeit seines Todes 
Ruhegehalt erhalten hätte, sowie die Witwe und 
die ehelichen Kinder eines Ruhestandsbeamten er- 
halten Witwen- und Waisengeld. Dies gilt nicht für 
die Ehefrau des verstorbenen Beamten, wenn bei 
dessen Tode die eheliche Gemeinschaft aufgehoben 
war (§§ 1575, 1587 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). 

(2) Das gleiche gilt für die Kinder einer ver- 
storbenen Beamtin. 

(3) Den ehelichen Kindern stehen die vor der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses für ehelich 
erklärten und die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder gleich. 


§ 99 

(1) Das Witwengeld beträgt sechzig vom Hundert 
des Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten hat 
oder das er zu erhalten hätte, wenn er am Todestage 
in den Ruhestand getreten wäre, höchstens jedoch 
fünfundvierzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge. 

(2) Auf die Berechnung des Witwengeldes ist ein 
Ruhen des Ruhegehalts (§§ 129, 130) ohne Einfluß. 

§ 100 

(1) Das Waisengeld beträgt für jedes Kind, des- 
sen Mutter noch lebt und zur Zeit des Todes • des 
Verstorbenen zum Bezüge von Witwengeld berech- 
tigt war, ein Fünftel und, wenn auch die Mutter 
nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Ver- 
storbenen nicht zum Bezüge von Witwengeld be- 
rechtigt war, ein Drittel des Witwengeldes. 

(2) Das Waisengeld beträgt für jedes Kind, 
einer Beamtin als Halbwaise höchstens zwölf 
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vom Hundert, als Vollwaise höchstens zwanzig vom 
Hundert des Ruhegehalts, das die Verstorbene er- 
halten hat oder das sie erhalten hätte, wenn sie 
am Todestage in den Ruhestand getreten wäre. Der 
Berechnung darf jedoch höchstens ein Ruhegehalt 
von fünfundsiebenzig vom Hundert der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge zugrunde gelegt werden. 

(3) Der Waisengeldanspruch eines Kindes wird 
ni^t dadurch berührt, daß ein Beamter es an Kin- 
des Statt annimmt. Stirbt der Beamte, so erhält 
das Kind nur dann ein neues Waisengeld, wenn es 
höher ist als das bisherige. Das bisherige Waisen- 
geld erlischt in diesem Falle. 

§ 101 

(1) Witwen- und Waisengeld dürfen weder ein- 
zeln noch zusammen den Betrag des Ruhegehalts 
übersteigen, das der Verstorbene erhalten hat oder 
das er zu erhalten hätte, wenn er am Todestag in 
den Ruhestand getreten wäre. § 100 Absatz 2 Satz 2 
gilt auch hier. Ergibt sich an Witwen- und Waisen- 
geld zusammen ein höherer Betrag, so werden die 
einzelnen Sätze im gleichen Verhältnis gekürzt. 

(2) Nach dem Ausscheiden eines Witwen- oder 
Waisengeldberechtigten erhöht sich das Witwen- 
oder Waisengeld der verbleibenden Berechtigten 
vom Beginn des folgenden Kalendermonats an in- 
soweit, als sie nach Absatz 1 noch nicht die vollen 
Beträge nach den §§ 99, 100 erhalten. 

§ 102 

(1) Kein Witwengeld erhält die Witwe, wenn die 
Ehe mit dem verstorbenen Beamten innerhalb 
dreier Monate vor seinem Ableben unter Umstän- 
den geschlossen worden ist, welche die Annahme 
rechtfertigen, daß mit der Heirat allein oder über- 
wiegend der Zweck verfolgt worden ist, der Witwe 
den Bezug des Witwengeldes zu verschaffen. 

(2) Kein Witwen- und Waisengeld erhalten 
die Witwe und die Kinder von Beamten aus einer 
Ehe, die erst nach dem Eintritt des Beamten in 
den Ruhestand geschlossen worden ist. Die oberste 
Dienstbehörde kann jedoch im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen Witwen- und 
Waisengeld in Grenzen der gesetzlichen Hinter- 
bliebenenbezüge bewilligen. 

§ 103 

War die Ehe eines verstorbenen Beamten oder 
Ruhestandsbeamten geschieden und der Verstor- 
bene allein für schuldig erklärt, so kann die oberste 
Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen der früheren Ehefrau einen 
Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des gesetzlichen 
Witwengeldes widerruflich bewilligen. Kommt ein’ 
Unterhaltsbeitrag neben gesetzlichen Hinterbliebe- 
nenbezügen in Frage, so darf durch seine Gewäh- 


31 



rung das Ruhegehalt des Verstorbenen nicht über- 
schritten werden. 


§ 104 

Der Witwe und den Kindern eines Beamten auf 
Widerruf, dem gemäß § 76 Absatz 3 ein Unterhalts- 
beitrag bewilligt worden ist oder hätte bewilligt 
werden können, kann die oberste Dienstbehörde im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
die in den §§98 bis 103 vorgesehene Versorgung 
bis zur gesetzlichen Höhe als Unterhaltsbeitrag 
lebenslänglich oder auf Zeit bewilligen. Die oberste 
Dienstbehörde kann die Befugnis, eine auf Zeit be- 
willigte Versorgung auf begrenzte Zeit weiterzu- 
bewilligen, auf andere Behörden übertragen. 

§ 105 

Dienstzeiten eines verstorbenen Beamten, die im 
Falle seiner Versetzung in den Ruhestand nach §§ 
84, 85 als ruhegehaltfähig hätten berücksichtigt 
werden können, dürfen auch bei Bemessung des 
Witwen- und Waisengeldes oder eines Unterhalts- 
beitrags nach § 104 durch die oberste Dienstbehörde 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen berücksichtigt werden. 

§ 106 

Die Zahlung des Witwen- und Waisengeldes und 
des Unterhaltsbeitrages nach § 104 beginnt mit Ab- 
lauf der Zeit, für die Sterbegeld gewährt ist; Wai- 
sen, die nach dem Tode ihres Vaters geboren sind, 
erhalten Waisengeld schon für den Geburtsmonat. 

§ 107 

(1) Ist ein Beamter oder ein Ruhestandsbeamter, 
dessen Hinterbliebene nach §§ 98 bis 104 im Falle 
seines Todes Witwen- oder Waisengeld oder einen 
Unterhaltsbeitrag erhalten könnten ,verschollen, so 
kann die oberste Dienstbehörde den Hinterbliebe- 
nen im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen diese Bezüge auch schon vor der Todes- 
erklärung gewähren, wenn das Ableben des Ver- 
schollenen mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. 
Den Tag, mit dem die Zahlüng der Bezüge beginnt, 
bestimmt in diesem Fall die oberste Dienstbehörde; 
mit dem Beginn der Zahlung erlischt der Anspruch 
des Verschollenen auf Dienstbezüge, Wartegeld 
oder Ruhegehalt. Ist eine Witwe oder sind Waisen 
nicht vorhanden, so bestimmt die oberste Dienst- 
behörde den Tag, mit dem die Zahlung der Bezüge 
aufhört. Die Entscheidungen der obersten Dienst- 
behörde sind endgültig. §§ 93,94 gelten hier nicht. 

(2) Kehrt der Verschollene zurück, so lebt sein 
Anspruch auf Dienstbezüge, soweit nicht besondere 
Vorschriften entgegenstehen, sowie auf Wartegeld 
oder Ruhegehalt mit der Maßgabe wieder auf, daß 
die den Hinterbliebenen nach Absatz 1 zugespro- 
chenen Bezüge anzurechnen sind. 
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§ 108 

(1) Der Anspruch aus § 98 kann im Einverneh- 
men mit dem Bundesministei der Finanzen auch 
dem Witwer einer Beamtin unter den Voraus- 
setzungen des § 95 ganz oder teilweise gewährt 
werden, wenn die Beamtin zur Zeit ihres Todes 
Ruhegehalt erhalten hätte. 

(2) Die §§ 99, 101 bis 107 finden entsprechende 
Anwendung. 


3. Unfallfürsorge 
§ 109 

(1) Wird ein Beamter durch einen Dienstunfall 
verletzt, so wird ihm und seinen Hinterbliebenen 
Unfallfürsorge gewährt. 

(2) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung 
beruhendes plötzliches, örtlich und zeitlich be- 
stimmbares, einen Körperscliaden verursachendes 
Ereignis, das in Ausübung oder infolge des Dien- 
stes eingetreten ist. Dienst ist auch 

1. die Ausführung einer Dienstreise oder eines 
Dienstganges und die dienstliche Tätigkeit am 
Bestimmungsort, 

2. die Teilnahme an den von der obersten 
Dienstbehörde angeordneten, unter Aufsicht 
eines Vorgesetzten oder einer von diesem be- 
stellten Aufsichtsperson ausgeführten Leibes- 
übungen, 

3. die Teilnahme an Gemeinschafts Veranstaltun- 
gen der von der obersten Dienstbehörde an- 
geordneten Lehrgänge einschließlich der zu 
Lehrzwecken angeordneten Übungen und 
Besichtigungen. 

Das Zurücklegen des mit dem Dienst zusammen- 
hängenden Weges nach und von der Dienststelle 
gilt als Dienst. 

(3) Erkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner 
dienstlichen Verrichtung der Gefahr der Erkran- 
kung an bestimmten übertragbaren Krankheiten 
besonders ausgesetzt ist, an einer solchen Krank- 
heit, so liegt ein Dienstunfall vor, es sei denn, daß 
der Beamte sich die Krankheit außerhalb des Dien- 
stes zugezogen hat. 

(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körper- 
schaden gleichzuachten ist ein Körperschaden, den 
ein Beamter 'außerhalb seines Dienstes erleidet, 
wenn er 

1. zur Vergeltung für ein dienstliches Vorgehen, 

2. mit Rücksicht auf seine Eigenschaft als Be- 
amter angegriffen wird. 

§ 110 

Die Unfallfürsorge besteht in 

1. einem Heilverfahren für den Verletzten 

(§§ 111 , 112 ), 
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2. einem Ruhegehalt, wenn infolge des Unfalls 
der Beamte dienstunfähig geworden ist und 
sein Beamtenverhältnis endet {§ 113), 

3. einer Hinterbliebenenversorgung, wenn der 
Beamte infolge des Unfalls gestorben ist 

(§ 115). 

Neben einer Versorgung nach Ziffer 2 und 3 wird eine 
Versorgung nach den allgemeinen Vorschriften 
nicht gewährt. 


§ 111 

Das Heilverfahren umfaßt die notwendige 

1. ärztliche Behandlung, 

2. Pflege, 

3. Versorgung mit Arznei und anderen Heil- 
mitteln, Ausstattung mit Körper ersatzstücken, 
orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die 
den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder 
die Folgen der Verletzung erleichtern sollen. 

§ 112 

Ist der Verletzte infolge des Unfalls so hilflos, 
daß er nicht ohne fremde Wartung und Pflege be- 
stehen kann, so sind ihm bis zur Zahlung des 
Ruhegehalts die Kosten einer angenommenen not- 
wendigen Pflegekraft zu erstatten, sofern nicht der 
Dienstherr selbst für die Pflege Sorge trägt. 

§ 113 

(1) Das Ruhegehalt beträgt zwei Drittel der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des Verletzten. 

(2) Würde das Ruhegehalt nach den allgemeinen 
Vorschriften bereits sieben undvierzig vom Hundert 
oder mehr der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be- 
tragen, so ist es um zwanzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu erhöhen, jedoch 
nicht über achtzig vom Hundert dieser Dienst- 
bezüge hinaus. 

(3) Ist der Verletzte infolge des Unfalls so hilf- 
los geworden, daß er nicht ohne fremde Wartung 
und Pflege bestehen kann, so kann zu dem Ruhe- 
gehalt für die Dauer dieser Hilflosigkeit ein Zu- 
schlag bis zur Erreichung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge gewährt werden. Statt des besonderen 
Zuschlags sind dem Verletzten auf Antrag die 
Kosten zu erstatten, die ihm durch Annahme einer 
notwendigen Pflegekraft erwachsen; in diesem Fall 
kann der Dienstherr an Stelle des Zuschlags selbst 
für die Pflege Sorge tragen. 

(4) Im übrigen gelten die allgemeinen Vorschrif- 
ten über Ruhegehalt. 


§ 114 

Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemessen 
sich abweichend von § 80 Absatz 1 Ziffer 1 für 
einen Verletzten, der 
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1. als Beamter auf Lebenszeit oder Zeit ein 
auf steigendes Gehalt bezieht oder sich als 
Beamter auf Widerruf in einer Planstelle mit 
aufsteigendem Gehalt befindet, nach der 
Dienstaltersstufe seiner Besoldungsgruppe, 
die er bis zur Vollendung de$ fünfundsech- 
zigsten Lebensjahres hätte erreichen können, 

2. als Beamter auf Widerruf Diäten bezieht, 
nach dem Mittel aus Anfangs- und Endgrund- 
gehalt der Besoldungsgruppe, in der ein sol- 
cher Beamter nach den bestehenden Grund- 
sätzen zuerst angestellt werden kann. 

§ 115 

(1) Die Hinterbliebenenversorgung besteht in 

1. Sterbegeld (§ 116), 

2. Witwengeld (§ 117), 

3. Waisengeld (§ 118), 

4. Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufstei- 
genden Linie (§ 119). 

(2) Im übrigen gelten die allgemeinen Vorschrif- 
ten für die Hinterbliebenenversorgung. Der Unter- 
haltsbeitrag (§ 119) ist hierbei wie, Witwengeld zu 
behandeln. 


§ 116 

Bleibt das allgemeine Sterbegeld (§ 94) unter dem 
Gesamtbetrag der für drei Monate zu gewährenden 
Hinterbliebenenversorgung nach §§ 117 bis 120, so 
ist dieser als Sterbegeld zu gewähren. 

§ 117 

Das Witwengeld beträgt sechzig vom Hundert 
des Ruhegehalts nach §§ 113, 114. 

§ 118 

Das Waisengeld beträgt für jedes eheliche 
Kind zwanzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge des Verstorbenen. Den ehelichen 
Kindern stehen gleich 

1. die für ehelich erklärten Kinder, 

2. die elternlosen Enkel, 'die der Verstorbene zur 
Zeit seines Todes unentgeltlich unterhalten 
hat. 


§ 119 

(1) Verwandten der aufsteigenden Linie, deren 
Lebensunterhalt ganz oder überwiegend durch den 
Verstorbenen bestritten wurde, ist für die Dauer 
der Bedürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag zu gewäh- 
ren. Dieser beträgt insgesamt zwanzig vom Hun- 
dert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des Ver- 
storbenen 

(2) Sind mehrere Berechtigte dieser Art vorhan- 
den, so wird der Unterhaltsbeitrag den Eltern vor 
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den Großeltern gewährt; an die Stelle eines ver- 
storbenen Elternteils treten dessen Eltern. 

§ 120 

Die Hinterbllebenenversorgung darf insgesamt 
weder das Ruhegehalt übersteigen, das der Beamte 
auf Grund des Dienstunfalls erhalten hat oder er- 
halten haben würde, noch fünfundsiebzig vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Der 
Zuschlag bei Hilflosigkeit (§ 113 Absatz 3) bleibt 
außer Betracht. 


§ 121 

Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke 
oder sonstige Gegenstände, die der Beamte mitge- 
führt hat, beschädigt oder zerstört worden, so kann 
dafür Ersatz geleistet werden; sind durch die erste 
Hilfeleistung nach dem Unfall besondere Kosten 
entstanden, so ist dem Beamten der nachweisbar 
notwendige Aufwand zu ersetzen. 

§ 122 

(1) Ein durch Dienstunfall verletzter früherer 
Beamter, der auf Antrag oder durch Widerruf (§§ 
59,61) entlassen ist, erhält neben dem Heilverfah- 
ren für die Dauer einer durch den Dienstunfall 
verursachten 

1. völligen Erwerbsunfähigkeit eineu Unter- 
haltsbeitrag in Höhe von zwei Drittel der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, 

2. Minderung der Erwerbsfähigkeit um minde- 
stens fünfundzwanzig vom Hundert den der 
Minderung entsprechenden Teil des Unter- 
haltsbeitrags nach Ziffer 1. 

Bei Hilflosigkeit des Verletzten gilt § 193 Absatz 3 
entsprechend. Im Fall der Ziffer 2' kann der Unter- 
haltsbeitrag, solange der Verletzte aus Anlaß des 
Unfalls unverschuldet arbeitslos ist, bis auf den 
Betrag nach Ziffer 1 erhöht werden. 

' (2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Beamte unter Um- 
ständen entlassen worden ist, die in einem Dienst- 
Strafverfahren zur Entlassung aus dem Dienst ge- 
führt hätten. Ob diese Voraussetzung vorliegt, ent- 
scheidet die die Entlassung aussprechende Behörde. 
Gegen ihre Entscheidung kann innerhalb einer 
Frist von einem Monat die zuständige Dienststraf- 
kammer angerufen werden. 

(3) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestim- 
men sich nach § 80. Bei einem früheren Beamten 
auf Widerruf ohne Dienstbezüge sind die Diäten zu- 
grunde zu legen, die er bei der Ernennung zum 
außerplanmäßigen Beamten zuerst erhalten 
hätte. Der Unterhaltsbeitrag für einen früheren 
Beamten im Sinne des § 68 Absatz 2 ist nach bil- 
ligem Ermessen festzusetzen; die Festsetzung ist 
endgültig. 
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(4) Stirbt der frühere Beamte an den Folgen des 
Dienstunfalls, so erhalten seine Hinterbliebenen 
einen Unterhaltsbeitrag in Höhe der Versorgungs- 
bezüge, die sich nach den allgemeinen Vorschriften 
(§§ 98 ff.) aus einem Ruhegehalt in Höhe des nach 
Absatz 1 und 3 berechneten Unterhaltsbeitrags 
ergeben. Ist der frühere Beamte nicht infolge des 
Dienstunfalls verstorben, so kann seinen Hinter- 
bliebenen ein Unterhaltsbeitrag nach den allge- 
meinen Vorschriften widerruflich bewilligt wer- 
den, wenn der Verletzte zur Zeit seines Todes einen 
Unterhaltsbeitrag nach Absatz 1 bezogen hat. Eine 
Erhöhung nach dem letzten Satz des Absatz 1 
bleibt außer Betracht. Die Höchstgrenze des § 120 
gilt sinngemäß. 

(5) Absatz 4 Sätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend 
für die Hinterbliebenen eines Beamten ohne 
Dienstbezüge und eines Beamten im Sinne des § 68 
Absatz 2, der im Dienst an den Folgen eines 
Dienstunfalls verstorben ist. 

§ 123 

(1) Erhält ein durch Dienstunfall verletzter frü- 
herer Beamter, der weder in den Ruhestand ver- 
setzt noch nach § 122 zu behandeln ist. keine Ver- 
.«^orgung. so kann ihm die oberste Dienstbehörde im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen als Unfallfürsorge 

1. das Heilverfahren nach 111, 112, 

2. für die Dauer einer durch den Dienstunfall 
verursachten Erwerbsunfähigkeit oder Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit widerruflich einen 
Unterhaltsbeitrag 

gewähren. 

( 2 ) Der Unterhaltsbeitrag kann bis zu zwei Drit- 
tel der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, iedoch 
höchstens nach der Eingangsstufe der Besoldungs- 
gruppe gewährt werden, in der der Beamte sich 
zuletzt befunden hat. Für einen früheren Beam- 
ten auf Widerruf ohne Dienstbezüge und einen 
Beamten im Sinne des ^ 68 Ab^^atz 2 gelten § 122 
Absatz 3 Satz 2 und Satz 3 Halbsatz 1. 

(3) Ein entsprechend beme^^sener Unterhaltsbei- 
trag k^^nn von der obersten Dienstbehörde im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
auch den Hinterbliebenen widerruflich gewährt 
werden. 


§ 124 

(1) Die Unfallfürsorge wird nicht gewährt, wenn 
der Verletzte den Unfall entweder vorsätzlich oder 
grob fahrlässig herbeigeführt hat. 

(2) Hat der Unfallverletzte eine die Heilbehand- 
lung betreffende Anordnung ohne gesetzlichen oder 
sonst • triftigen Grund nicht befolgt und wird da- 
durch seine Dienst- oder Erwerbsfähigkeit ungün- 
stig beeinflußt, so kann die Unfallfürsorge inso- 
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weit versagt werden. Gegen den versagenden Be- 
scheid ist innerhalb einer Frist von einem Monat 
die Klage im Verwaltimgsstreitverfahren zulässig. 
Der Unfallverletzte ist auf diese Folgen schriftlich 
hinzuweisen. Satz 1 gilt nicht für Operationen, 
die einen erheblichen Eingriff in die körperliche 
Unversehrtheit bedeuten. 

(3) Hinterbliebenenversorgung wird nicht ge- 
währt, wenn die Ehe erst nach dem Unfall ge- 
schlossen ist. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 kann die 
oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen beim Vorliegen be- 
sonderer Umstände eine Versorgung bis zur ge- 
setzlichen Höhe bewilligen. 

§ 125 

(1) Unfallfürsorgeansprüche auf Grund dieses 
Gesetzes sind innerhalb einer Ausschluß frist von 
zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalls bei dem 
Dienstvorgesetzten des Verletzten anzumelden. Die 
Frist gilt auch dann als gewahrt, wenn die An- 
sprüche bei der für den Wohnort des Berechtigten 
zuständigen unteren Verwaltungsbehörde angemel- 
det sind. In diesem Fall ist die Anmeldung unver- 
züglich an die zuständige Stelle abzugeben und der 
Beteiligte davon zu benachrichtigen. 

(2) Nach Ablauf der Ausschlußfrist ist der An- 
meldung nur Folge zu geben, wenn seit dem Unfall 
noch nicht zehn Jahre vergangen sind und wenn 
gleichzeitig glaubhaft gem/acht wird, daß eine 
den Anspruch begründende Folge des Unfalls erst 
später bemerkbar geworden oder, daß der Berech- 
tigte von der Verfolgung seines Anspruchs durch 
außerhalb seines Willens liegende Umstände abge- 
halten worden ist. Die Anmeldung muß, nachdem 
eine Unfallfolge bemerkbar geworden oder das 
Hindernis für die Anmeldung weggefallen ist, in- 
nerhalb dreier Monate erfolgen. Die Unfallfür- 
sorge wird in diesen Fällen frühestens vom Tage 
der Anmeldung ab gewährt. 

(3) Der Dienstvorgesetzte hat jeden Unfall, der 
ihm von Amts wegen oder durch Anmeldung der 
Beteiligten bekannt wird, sofort zu untersuchen. 
Den Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, ihre Be- 
lange bei der Untersuchung zu wahren. 

§ 126 

(1) Aus Anlaß eines Dienstunfalls haben Ansprü- 
che der Beamte nur in den Grenzen der §§ 109 
bis 114 und §122 Abs. 1 bis 3, die Hinterbliebenen 
nur in den Grenzen-'der §§ 115 bis 120 und § 122 
Abs. 4. Sie haben sich wegen dieser Ansprüche an 
den für die Gewährung des Ruhegehalts zustän- 
digen Dienstherrn auch dann zu halten, wenn sich 
der Unfall im Dienstbereich einer anderen öffent- 
lichen Verwaltung ereignet hat. 
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(2) Weitergehende Ansprüche auf Grund allge- 
meiner gesetzlicher Vorschriften können gegen eine 
öffentliche Verwaltung oder ihre Bediensteten nur 
dann geltend gemacht werden, wenn der Unfall 
durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung eines 
Bediensteten verursacht ist. Die Vorschriften des 
Gesetzes über die erweiterte Zulassung von Scha- 
denersatzansprüchen bei Dienst- und Arbeitsun- 
iällen vom 7. Dezember 1943 (RGBL I S. 674) bleiben 
unberührt. 

(3) Ersatzansprüche gegen andere Personen blei- 
ben unberührt. 


§ 127 

Die Ansprüche auf Erstattung der Kosten des 
Heilverfahrens (§ 111) und der Pflege (§§ 112, 113 
Absatz 3) können weder abgetreten noch gepfän- 
det noch verpfändet werden. 


4. Gemeinsame Vorschriften für Wartegeld, 
Ruhegehalt,, Witwen- und Waisengeld 

§ 128 

(1) Die oberste Dienstbehörde setzt das Warte- 
geld, Ruhegehalt, Witwen- und Waisengeld fest 
und bestimmt, an wen das Witwen- und Waisen- 
geld zu zahlen ist. Sie kann diese Befugnis im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen auf andere Behörden übertragen. 

(2) Die im Absatz 1 genannten Versorgungsbe- 
züge sind für die gleichen Zeiträmne zu zahlen 
wie die Dienstbezüge der Beamten. 

(3) § 39 gilt sinngemäß. 

§ 129 

(1) Ein. Warte- oder Ruhestandsbeamter, der im 
öffentlichen Dienst verwendet wird, erhält seine 
Versorgungsbezüge nur insoweit, als das Einkom- 
men aus der Verwendung hinter den für denselben 
Zeitraum bemessenen ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezügen zurückbleibt, aus denen die Versorgungs- 
bezüge berechnet sind. 

(2) Ein Witwen- oder Waisengeldberechtigter, der 
im öffentlichen Dienst verwendet wird, erhält sein 
Witwen- oder Waisengeld nur insoweit, als 

1. das Einkommen der Witwe aus der Verwen- 
dung hinter fünfundsiebzig vom Hundert der 
für denselben Zeitraum bemessenen ruhege- 
haltfähigen Dienstbezüge zurückbleibt, aus 
denen das dem Witwengeld zugrunde lie- 
gende Ruhegehalt berechnet ist, 

2. das Einkommen der Waise aus der Verwen- 
dung hinter vierzig vom Hundert der unter 
Ziffer 1 bezeichnetenDienstbezüge zurückbleibt 

(3) Bei Anwendung der Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 2 sind örtlich abgestufte Einkommens- 
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teile mit den für den Ort der Verwendung maß- 
gebenden Sätzen und etwaige Zuschläge nach dem 
Familienstand und den Sätzen zur Zeit der Ver- 
wendung zu berücksich ti^n. Dienstaufwandsgel- 
der und Auslandszulagen sind außer Betracht zu 
lassen. Welche Einkommensteile als Dienstauf- 
wandsgelder anzusehen sind, entscheidet auf An- 
trag der Bundesminister der Finanzen. 

(4) Verwendung im öffentlichen Dienst im Sinne 
der Absätze 1 und 2 ist jede Beschäftigung im 
Dienste eines Landes oder anderer Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Riechts oder der Verbände von solchen. Ihr steht 
gleich die Beschäftigung mit einem Einkommen 
von mehr als 300 Deutsche Mark monatlich bei 
Vereinigungen, Einrichtungen und Unternehmun- 
gen, deren gesamtes Kapital (Grundkapital, 
Stammkapital) sich in öffentlicher Hand befindet; 
ob die Voraussetzungen zutreffen, entscheidet auf 
Antrag der Behörde oder des Versorgungsberech- 
tigten der Bundesminister der Finanzen endgültig. 

§ 130 

(1) Ruhegehalt, Witwen- und Waisengeld ruhen, 
solange der Versorgungsberechtigte 

1. nicht deutscher Staatsangehöriger ist oder 

2. ohne Zustimmung der obersten Dienstbehörde 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
im Auslande nimmt. 

§ 52 Absatz 2 gilt sinngemäß. Die oberste Dienst- 
behörde kann Ausnahmen zulassen. 

'(2) Haben die Versorgungsbezüge nach Absatz 1 
Ziffer 2 länger als drei Jahre geruht, so können sie 
dem Versorgungsberechtigten durch den zuständi- 
gen Bundesminister entzogen werden. Die Ent- 
scheidung ist endgültig. 

(3) Auf Witwen^und Waisen, die eine ausländische 
Staatsangehörigkeit haben oder früher hatten, fin- 
det Absatz 1 Ziffer 1 und Absatz 2 keine An- 
wendung. 

§ 131 

(1) Erhält' ein Wartestandsbeamter aus einer Ver- 
wendung im öffentlichen Dienst (§ 129 Absatz 4) 
Wartegeld, Ruhegehalt oder ruhegehaltähnliche 
Versorgung, so ist daneben sein früheres Warte- 
geld nur bis zur Erreichung des Betrages zu zah- 
len, der sich unter Zugrundelegung der gesamten 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit aus den der Fest- 
setzung des früheren Wartegeldes zugrunde geleg- 
ten ruhegehaltfähigen Dienstbezüge als Wartegeld 
ergibt. 

(2) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus einer Ver- 
wendung im Öffentlichen Dienst (§ 129 Absatz 3) 
Wartegeld, Ruhegehalt oder ruhegehaltähnliche 
Versorgung, so ist daneben sein früheres Ruhe- 
gehalt nur bis zur Erreichung des Betrags zu 
zahlen, der sich unter Zugrundelegung der gesam- 
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ren ruhegehaltfähigen Dienstzeit aus den der Fest- 
setzung des früheren Ruhegehalts zugrunde geleg- 
ten ruhegehaltfähigen Dienstbezügen als Ruhege- 
halt ergibt. 

|(3) § 129 Absatz 3 gilt sinngemäß. 

§ 132 

Erhält ein Witwen- oder Waisengeldberechtigter 
aus einer Verwendung des verstorbenen Beamten 
im öffentlichen Dienst (§ 129 Absatz 4) eine Ver- 
sorgung, so ist daneben das frühere Witwen- und 
Waisengeld nur bis zur Erreichung des Betrags zu 
zahlen, der sich nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes aus dem Ruhegehalt, das dem Verstorbenen 
nach 5 131 zu zahlen gewesen ist oder zu zahlen 
gewesen wäre, als Witwen- und Waisengeld ergibt. 

§ 133 

Erhält eine Witwe, die vor ihrem Witwenstand 
oder wj^hrend desselben im öffentlichen Dienst 
(5 129 Absatz 4) verwendet war, ein Wartef^eld, ein 
Ruhegehalt oder eine ruhe er ehaltähn liehe Versor- 
gunfr. so ist daneben das Witv7’enj?eld nur bis zur 
Erreichung von sechzig" vom Hundert der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüere. aus denen das ihm zu- 
grunde liegende Ruhegehalt berechnet ist, oder, 
wenn es für die Witvre günstiger ist. bis zur Er- 
reichung des Ruhegehalts zu zahlen, das dem Wit- 
wengeld zugrunde liegt. 

§ 134 

(1) Ein Ruhestandsbeamter, gegen den wegen 
einer vor Eintritt in den Ruhestand begangenen 
Tat auf eine Strafe erkannt wird, die nach § 53 das 
Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis zur Folge 
hat oder der wegen eines nach Eintritt in den 
Ruhestand begangenen Hoch- oder Landesverrats 
oder einer sonst mit dem Tode bedrohten Hand- 
lung zum Tode oder zu Zuchthaus oder wegen 
einer anderen vorsätzlichen hoch- oder landesver- 
räterischen Handlung zu Gefängnis verurteilt 
wird, verliert mit der Rechtskraft des Urteils den 
Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenver- 
sorgung; er darf die Amtsbezeichnung und die Im 
Zusammenhang mit dem Amte verliehenen Titel 
nicht führen. §§ 54, 55 gelten sinngemäß. 

(2) Dieselben Folgen treten ©in, wenn dem Ruhe- 
standsbeamten die deutschie Staatsangehörigkeit 
aberkannt wird. 


§ 135 

(1) Das Witwen- und Waisengeld erlischt 

1. für jeden Berechtigten mit Ende des Monats, 
'in dem er sich verheiratet oder stirbt, 
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2. für jede Waise außerdem mit Ende des Mo- 
nats, in dem sie das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet, , 

3. für jeden Berechtigten, der wegen Hoch- oder 
Landesverrats oder einer sonst mit dem 
Tode bedrohten Handlung zum Tode oder 
zu Zuchthaus oder wegen einer anderen 
vorsätzlichen hoch- oder landesverräterischen 
Handlung zu Gefängnis verurteilt wird, mit 
der Rechtskraft des Urteils. §§ 54, 55 gelten 
sinngemäß, 

4. für jeden Berechtigten, dem die deutsche 
Staatsangehörigkeit aberkannt wird. 

(2) Das Waisengeld kann nach Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahres gewährt werden für eine 
ledige Waise, 

1. die sich in der Schul- oder Berufsausbildung 
befindet, bis zum vollendeten vierundzwan- 
zigsten Lebensjahr, 

2. die infolge körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen außerstande ist, sich selbst zu unter- 
halten. 

(3) Hat eine witwengeldberechtigte Witwe sich 
wieder verheiratet und stirbt der Ehemann, so 
kann nach dessen Tode der Witwe, falls sie keinen 
neuen Versorgungsanspruch erworben hat, ein 
Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des bei ihrer Wie- 
derverheiratung erloschenen Witwengeldes auf Zeit 
oder Dauer widerruflich gewährt -werden. 

(4) Die nach Absatz 2 iHid 3 zulässigen Bewilli- 
gungen erfolgen 'durch die oberste Dienstbehörde 
im Einvernehmen mit dem Bundesmdnister der 
Finanzen. 


§ 136 

Die Bieschäftigungsstelle (§§ 129, 131 bis 133) hat 
der Regelungsbehörde oder der die Versorgung 
zahlenden Kasse jede Verwendung eines Versor- 
gungsberechtigten unter Angabe der gewährten 
Bezüge ebenso jede spätere Änderung oder das 
Aufhören der Bezüge sowie die Gewährung einer 
Versorgung unverzüglich anzuzeigen. 

§ 137 ' 

(1) Der Wartestandsbeamte ist verpflichtet, seinem 
Dienstvorgesetzten und der das Wartegeld zah- 
lenden Kasse den Bezug eines Einkommens (§ 129) 
und einer Versorgung (§ 131) aus einer Verwen- 
dung im öffentlichen Dienst unverzüglich anzu- 
zeigen. 

(2) Der Ruhestandsbeamte, Witwen- und Waisen- 
geldberechtigte ist verpflichtet, der Regelungs- 
behörde oder der die Versorgung zahlenden Kasse 

1, den Verlust der deutschen Staatsangehörig- 
keit (§ 130 Absatz 1 Ziffer 1), 

2. die Verlegung des Wohnsitzes oder, dauernden 
Aufenthalts nach einem Orte im Auslande 
(§ 130 Absatz 1 Ziffer 2), 
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3. den Bezug eines Einkommens (§ 12 9) oder 
einer Versorgung (§§ 131 Aibsatz 133) aus 
einer Verwendung dm öffentlichen Dienst,- 
der Witwien- und Waisengeldberechttigte auch 
die Verheiratung (§ 135 Absatz 1 Ziffer 1) 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Kommt ein Versorgungsberechtigter der ihm 
im Absatz 1 und Absatz 2 Ziffer 3 auferlegten 
Verpflichtung nicht nach oder gibt er sein Ein- 
kommen vorsätzlich oder grob fahrläsisiig zu nied- 
rig an, so kann ihm die Versorgung ganz oder 
teilweise auf Zeit oder Dauer entzogen werden. 
Auf Einspruch des Versorgungsberechtigten ent- 
scheidet die Dienststrafkammer des Bezirks, in 
dem er seinen Wohnsitz hat, durch Beschluß. Bei 
Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die Ver- 
sorgung ganz oder teilweise wieder zuerkannt 
werden. Zuständig ist für die Entscheidung nac±i 
Satz 1 die zur Einleitung des förmlichen Dienst- 
strafverfabi’ens befugte Behörde, für die Ent- 
scheidung nach Satz 3 die oberste Dienstbehörde 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen. 

5. Versorgungsrechtliche Sondervorschriften 
§ 138 

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Witwen und 
Waisen die Vesorgungsbezüge jeweils bis zur Dau- 
er von zwei Jahren entziehen, wenn sie sich staats- 
feindlich betätigt haben. 

(2) Ist gegen eine Witwe oder Waise ein Straf- 
verfahren wegen staatsfeindlicher Tätigkeit einge- 
leitet worden, so ist die Maßnahme bis zur rechts- 
kräftigen Beendigung des Strafverfahrens auszu- 
setzen. Die oberste Dienstbehörde kann anordnen, 
daß bis zu diesem Zeitpunkt ein Teil, höchstens 
ein Drittel der Versorgungsbezüge einbehalten 
wird. Nach rechtskräftiger Beendigung des Straf- 
verfahrens ist dann die Entziehung nur insoweit 
zulässig, als die zu entziehenden Versorgungsbe- 
züge die einbehaltenen Beträge übersteigen. 

(3) Gegen eine Entscheidung gemäß Absatz 1 
und 2 kann innerhalb einer Frist von einem Mo- 
nat seit ihrer Zustellung die Ddenststrafkammer 
angerufen werden. 


§ 139 

(1) Die Vorschriften der §§ 128 bis 138 gelten 
sinngemäß auch für die sonstigen Versorgungsbe- 
züge und Bezugsberechtigten. 

Dabei gelten 

1. Unterhaltsbeiträge nach §§ 54, 76 Absatz 3, 

122 Absatz 1 bis 3, 123 Absatz 1 Ziffer 1 und 2, 
134, 151 Absatz 1 als Ruhegehalt; 

2. Unterhaltsbeitrag nach §§ 104, 122 Absatz 4, 

123 Absatz 3, 151 Absatz 1 Satz 2 als Wit- 
wen- und Waisengeld, 
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3. Unterhalts/beitrag nach §§ 54, 103, 119, 135 
Absatz 3 als Witwengeld, 

4. Unterhaltsbeitrag nach §§ 54, 135 Absatz 1 
Ziffer 3 als Waisengeld, 

(2) Ferner gelten 

1, die Bezüge der entpflichteten Beamten als 
Ruhegehalt, 

2. die Bezüge der unter Belassung des vollen 
Gehalts vom Amt enthobenen Beamten als 
Wartegeld. 


§ 140 

Werden für die Handhabung der Vorschriften 
des Abschnitts VIII allgemeine Richtlinien aufge- 
stellt, so kann ihre Durchführung auf andere 
Dienstbehörden übertragen werden. 

§ 141 

Steht Personen, die nadi Vorschriften dieses Ge- 
setzes versorgungsberechtigt sind, infolge eines Er- 
eignisses, das den Dienstherrn zur Gewährung oder 
Erhöhung von Versorgungsbezügen verpflichtet, 
gegen Dritte ein gesetzlicher Schadensansoruch 
zu, so geht dieser Anspruch im Umfange dieser 
Versorgungsbezüge auf den Dienstherrn über. 
Dies gilt nicht für Ansprüche, die wegen eines 
Schadens bestehen, der nicht Vermögensschaden 
ist. Der Übergang des Anspruchs kann nicht zum 
Nachteil des Versorgungsberechügten geltend ge- 
macht werden. 


§ 142 

Werden Versorgungsberechtigte im Öffentlichen 
Dienst (§ 129 Absatz 4) verwendet, so «^ind ihre Be- 
züge aus dieser Beschäfti,gung ohne Rücksicht auf 
die Versorgungsbezüge zu bemessen. Das gleiche 
gilt für eine auf Grund der Beschäftigung zu ge- 
währende Versorgung. 


§ 143 

(1) Eine Versorgung nach diesem Gesetz ent- 
spricht den Erfordernissen in § 1234 der Reichs- 
versicherungsordnung, § 11 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes und § 29 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes: 

(2) Die Nachen triclftung von Beiträgen nach 
§ 1242 a der Reichsversicherungsordnung, § 18 des 
An gestellten Versicherungsgesetzes und 5 29 des 
Reich sknannschaftsgesetzes unterbleibt, wenn eine 
lebenslängliche Versorgung nach diesem Gese^-z ge- 
währt vnrd, oder wenn das Beamtenverhältnis 
endet infolge 

1. Nichtigkeit der Ernennung (§§ 31 und 32), 

2. Entfernung aus dem Dienst (§ 50 Absatz 1 
Ziffer 4), 

3. Ausscheidens nach §§ 51 bis 53 oder 
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4. Entlassimg und wenn für die bis zur Ent- 
la jtun;y erdiente Versorgungsanwartschaf teine 
Abfindung gewährt wird (§ 64). 

Werden. Beiträge nachentrichtet, so gilt die Zeit 
vom, Ausscheiden aus der versicherungsfreien Be- 
schäftigung bis zum Eintritt in die versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung als Ersatzzeit für die Auf- 
rechterhaltung der Anwartschaft. 

(3) Wird ein Unterhaltsbeitrag nach § 76 Ab- 
satz 3 auf Zeit bewilligt, so wird die Nachent- 
richtung der Beiträge zu der in Frage kommen- 
den Versicherung bis zum Ablauf dieser Zeit auf- 
gehoben. Werden 'diiese Beiträge nach Wegfall des 
Unterhaltsbeitrages nachentrichtet, so gilt die Zeit 
seiner Bewilligung als Ersatzzeit für die Aufrecht- 
erhaltung der Anwartschaft. 

(4) Die Nachentrichtung der Beiträge zu einer 
Versicherung für Verletzte, die einen Unterhalts- 
beitrag nach § 122 Absatz 1 bis 3 erhalten, regelt 
der Bundesminister für Arbeit im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen. 

Abschnitt IX 

Rechtsweg wegen vermögensrechtlicher Ansprüche 
§ 144 

(1) Vermögensrechtliche Ansprüche des Beamten, 
des Ruhestandsbeamten und der Hinterbliebenen 
aus dem Beamtenverhältnis werden durch Klage 
vor den ordentlichen Gerichten geltend gemacht- 

(2) Für Ansprüche des Dienstherrn aus dem Be- 
amtenverhältnis gilt das gleiche. 

§ 145 

(1) Die Klage nach § 144 Absatz 1 ist erst^zulässig, 
wenn die oberste Dienstbehörde den Anspruch ab- 
gelehnt hat oder wenn sie innerhalb von sechs Mo- 
naten, nachdem ihr der Antrag zugegangen ist, 
nicht entschieden hat. Die Klage muß ‘bei Verlust 
des Klagerechts innerhalb von sechs Monaten nach 
Bekanntgabe der Entscheidung oder nach Ablauf 
der für diese bestimmten Frist erhoben werden. 

(2) Ein Bescheid nach §§ 128 bis 135 gilt als Ent- 
scheidung im Sinne des Absatz 1. Die Klage muß 
bei Verlust des Klagerechts innerhalb von sechs 
Monaten nach Zustellung des Bescheides erhoben 
werden. Hat eine nachgeordnete Behörde den Be- 
scheid erteilt, so kann der Anspruch auch inner- 
halb von sechs Monaten nach Zustellung des Be- 
scheides im Beschwerdewege bei der obersten 
Dienstbehörde geltend gemacht werden; in diesem 
Falle gilt Absatz 1. 


§ 146 

Der Dienstherr wird durch die oberste Dienst- 
behörde vertreten, der der Beamte untersteht oder 
bei der Beendigimg des Beamtenverhältnisses 
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unterstanden hat; bei Ansprüchen nach §§ 129 bis 
135 wird der Dienstherr durch die oberste Dienst- 
behörde vertreten, der die Regelungsbehörde 
untersteht. Besteht die Dienstbehörde nicht mehr 
und ist eine Rechtsnachfolgerin nicht bestimmt, so 
tritt an ihre Stelle der Bundesminister der Fi- 
nanzen. Die oberste Dienstbehörde kann die Ver- 
tretung durch eine allgemeine Anordnung anderen 
Behörden übertragen. Die Anordnung ist im Bun- 
desgesetzblatt zu veröffentlichen. 

§ 147 

(1) Für die Klage ist das Landgericht auschließ- 
lich zuständig, in dessen Bezirk die zur Vertre- 
tung des Dienstherrn befugte Behörde ihren Sitz 
hat. 


§ 148 

Die Entscheidungen der Verwaltungsbehörden 
und der Verwaltungsgerichte darüber, ob und von 
welchem Zeitpunkt ab das Beamtenverhältnis en- 
det oder der Beamte in den Wartestand zu ver- 
setzen ist, sind für die Beurteilung der vor Ge- 
richt geltend gemachten Ansprüche bindend. Glei- 
ches gilt für die Entscheidungen der Dienststraf- 
gerichte. 


Abschnitt X 

Voraussetzung für die Einrichtung 
von Amtsstellen 

§ 149 

(1) Stellen für Beamte dürfen nur eingerichtet 
werden, soweit sie die Wahrnehmung obrigkeit- 
licher Aufgaben in sich schließen oder aus Gründen 
der Staatssicherheit nicht von Angestellten oder 
Arbeitern versehen werden dürfen. Als obrig- 
keitliche Aufgabe gilt insbesondere nicht eine Tä- 
tigkeit, die sich ihrer Art nach von solchen des all- 
gemeinen Wirtschaftslebens nicht unterscheidet, 
sowie eine Tätigkeit im Verwaltungsdienste die 
sich in mechanischen Hilfeleistungen, im Schreib- 
dienst und in einfachen Büroarbeiten erschöpft. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Ghebietskörp erschaffen, 
andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
ferner für Anstalten und Stiftungen. 

(3) Beamte im Vorbereitungsdienst dürfen auch 
eingestellt werden, wenn Amtsstellen für sie nicht 
bestehen. 

(4) Als Planstellen dürfen Amtsstellen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 nur eingerichtet werden, wenn sie 
dauernd erforderlich sind. 
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Abschnitt XI 
Ehrenbeamte 
§ 150 

(1) Wer mit ehrenamtlicher Tätigkeit betraut 
wird, ist Beamter, wenn ihm eine Urkunde aus- 
gehändigt worden ist, in der die Worte „unter Be- 
rufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter‘‘ 
enthalten sind. 

(2) Für Ehrenbeamte gelten die Vorschriften die- 
ses Gesetzes mit Ausnahme von § 10 Absatz 2 
und 3, §§ 11, 14 (Nebehibeschäftigung), § 16 (Ar- 
beitszeit), § 19 (Wohnung), § 28 Absatz 2 Ziffer 1 
(Lebensalter), § 29 Absatz 3 (Wiederübernahme 
eines Amtes), § 35 (Versetzung), §§ 38, 39 (Dienst- 
bezüge), §§ 43 bis 49^ (Wartestand), § 59 (Entlassung 
•auf Antrag), § 61 Satz 1 Halbsatz 2 und § 69 .(Al- 
tersgrenze), §§ 64 und 65 (Verheiratung weiblicher 
Beamter) und des Abschnitts VIII (Versorgung). 
Nach Vollendung des fünfunidsechzigsten Lebens- 
jahres kann der Ehrenbeamte verabschiedet wer- 
den; er ist zu verabschiieden, wemi die sonstigen 
Voraussetzungen für die Versetzung in den War- 
testand oder Ruhestand gegeben sind. Im Fall des 
§ 33 Absatz 2 kann der zuständige Bundesminister 
seine Befugnisse für Gruppen von Ehrenbeamten 
auf andere Behörden übertragen. 

§ 151 

(1) Erleidet der Ehrenbeamte einen Dienstunfall 
im Sinne des § 109, so kann ihm außer dem Heil- 
verfahren (§ 111) von der obersten Dienstbehörde 
im Einvernehmen mit dem Eundesminiser dey Fi- 
nanzen ein nach billigem Ermessen festzusetzender 
Unterhaltsbeitrag widerruflich gewährt werden. 
Ein Unterhaltsbeitrag kann auch seinen Hinter- 
bliebenen widerruflich gewährt werden. 

(2) Im übrigen richten sich die Rechtsverhältnisse 
der Ehrenbeamten nach den besonderen für die ein- 
zelnen Grupppen von Ehrenbeamten maßgebenden 
Vorschriften. 


§ 152 

Die Wahlkonsuln sind Ehrenbeamte auf Wider- 
ruf. Ihre Rechtsverhältnisse regelt der zuständige 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern idurch Verordnimg. 


Abschnitt XII 

Besonderheiten für mittelbare Bundesbeamte 

§ 153 

(1) Ist Dienstherr eines Beamten eine bundes- 
unmittelbare Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts, so kann die oberste Auf- 
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Sichtsbehörde, erforderlichenfalls im Einvernehmen 
mit dem zuständigen Bundesminister, in den- 
jenigen Fällen, in denen nach diesem Gesetz die 
oberste DienstlDehörde die Entscheidung hat, sich 
diese Entscheidung Vorbehalten oder die Entschei- 
dung von ihrer vorherigen Genehmigung abhängig 
machen; auch kann sie verbindliche Grundsätze für 
die Entscheidung aufstellen. Sie kann diese Rechte 
auf nach geordnete Aufsichtsbehörden übertragen. 

(2) Hat ein Beamter keinen Dienstvorgesetzten, 
so bestimmt die oberste Aufsichtsbehörde, wer die 
nach diesem Gesetz dem Dienstvorgesetzten über- 
tragenen Zuständigkeiten wahrnimmt. 

(3) Unberührt bleiben Vorschriften, die anderen 
Stellen bei der Ernennung und Entlassung von 
Beamten Rechte einräumen. 

(4) Für die in Absatz 1 genannten juristischen 
Personen, die Behörden nicht besitzen, tritt für 
die in diesem Gesetz einer Behörde übertragenen 
oder zu übertragenden Zuständigkeiten die zu- 
ständige Verwaltungsstelle. 

(5) Für Beamte der in Absatz 1 genannten juri- 
stisdien Personen kann der zuständige Bundes- 
minister im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern und erforderlichenfalls mit dem Bun- 
desminister der Finanzen Ausnahmen von den 
Vorschriften dieses Gesetzes zulassen. Soweit 
besondere gesetzliche oder genehmigte statutari- 
sche Bestimmungen bezüglich solcher Beamter 
bestehen, bleiben sie aufrechterhalten, sofern sie 
nicht den Bestimmungen dieses Gesetzes entgegen- 
stehen. 


Abschnitt XIII 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 
§ 154 

Entscheidungen, die dem Beamten nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes bekanntzugeben sind, sind 
zuzustellen, wenn durch sie eine Frist in Lauf ge- 
setzt wird oder Vermögensrechte des Beamten 
durch sie berührt werden. Sie sind nach den Vor- 
schriften der Reichsdienststrafordnung zuzustellen. 
Die Zustellung kann dadurch ersetzt werden, daß 
die Entsdieidung dem Beamten .unter Anfertigung 
einer Niederschrift eröffnet wird; auf Antrag ist 
dem Beamten eine Abschrift der Niederschrift zu 
geben. 

§ 155 

' Die Bundesregierung kann, soweit es nicht 
durch Gesetz geschehen, durch Verordnung Vor- 
schriften über die Vorbildung und die Laufbahnen 
der Beamten erlassen. 


§ 156 

An die Stelle des Bundesministers der Finanzen 
tritt bei Anwendung der Vorschriften dieses Ge- 
setzes auf mittelbare Bundesbeamte die für das 
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Besoldungswesen allgemein zuständige oberste Be- 
hörde ihres unmittelbaren Dienstherrn. 

§ 157 

Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, 
die dem Beamten eine weitergehende Versorgimg, 
als im Abschnitt VIII vorgesehen ist, verschaffen 
sollen, sind unwirksam. Versicherungsverträge, 
welche zu diesem Zweck abgeschlossen sind, können 
abgeändert oder aufgehoben werden; das Nähere 
wird durch Verordnung der Bundesregierung ge- 
regelt. 


§ 158 

Die Dienstzeit beim ehemaligen Reichswasser- 
schutz ist ruhegehaltfähig im Sinne' des § 81. 
Die Dienstzeit bei einer ehemaligen landesherr- 
lichen Hofverwaltung gilt nach den landesgesetz- 
lichen Vorschriften als ruhegehaltfähig im Sinne 
des § 81. 


§ 159 

(1) Auf richterliche^Beamte sind die Vorschriften 
nicht anwendbar, die § 6 Absatz 2 (Verbot der 
Führimg der Dienstgeschäfte), § 13 (Beendigung der 
Nebentätigkeit), §§ 31 bis 34 (Nichtigkeit der Er- 
nennung), §§ 51 bis 56 (Ausscheiden aus dem Be- 
amtenverhältnis), §§ 57, 59, 63 bis 67 (Entlassung 
aus dem Beamtenverhältnis), §§ 69, 72 bis 75, 89 
(Ruhestand und Ruhegehalt) und § 144 Absatz 1 
(Rechtsweg) widersprechen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die nach § 121 
Absatz 1 Satz 1 der Reichshaushaltsordnung un- 
abhängigen Beamten des Bundesrechnungshofs. 

(3) Für die Polizeibeamten gilt dieses Gesetz, so- 
weit nicht gesetzlich etwas anderes vorgeschrieben 
ist. 


§ 160 

Richtern und Beamten der Staatsanwalt- 
schaft, die vor dem Inkrafttreten dies,js Gesetzes 
als Rechtsanwälte täüg waren, kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen die Zeit 
ihrer Tätigkeit als Rechtsanwalt insoweit voll als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, 
als die Tätigkeit als Rechtsanwalt in der Laufbahn 
der Richter oder Statitsanwälte üblich v ar. 

§ 161 

(1) Für die Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit erhöht sich die in der Zeit vom 1. August 
1914 bis 31. Dezember 1918^ im Beamtenverhältnis 
oder im Militärdienst verbrachte Zeit, sofern 
sie mindestens sechs Monate betragen hat, um die 
Hälfte dieser Zeit. Mit der Hälfte ist sie auch 
dann anzurechnen, wenn sie vor dem vollendeten 
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siebenimdzwanzigsten Lebensjahre liegt. Dies gilt 
nicht für eine Zeit, die aus anderen Gründen bereits 
angerechnet wird (§§ 83, 84). 

(2) Mit Zustimmung des Bundesministers des'Fi- 
nanzen kann eine nach dem siebenundzwanzigsten 
Lebensjahre liegende Zeit als ruhegehaltfähig an- 
gerechnet werden, die nach den bisherigen Vor- 
schriften anrechenbar ist. 

(3) Im Falle der Unterbrechung der Schul- oder 
Berufsausbildung durch Erfüllung der gesetzlichen 
Arbeits- oder Wehrdienstpflicht kann das Waisengeld 
.(§ 135 Absatz 2 Ziffer 1) auch für einen der Zeit 
^eses Dienstes entsprechenden Zeitraum über das 
24. Lebensjahr hinaus gewährt werden. 

§ 162 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften er- 
lassen, soweit das Gesetz nichts anderes vorschreibt, 
die Bundesminister des Innern und der Finanzen. 

§ 163 

Der Erlaß gesetzlicher Vorschriften über die 
Ausübung parlamentarischer Tätigkeit durch Be- 
amte bleibt Vorbehalten. 

§ 164 

Dieses^Gesetz tritt mit dem Beginn des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. Es tritt 
für den von diesem Gesetz erfaßten Personenkreis 
an die Stelle des Gesetzes zur vorläufigen Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der im Dienst des 
Bundes stehenden Personen. 
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Begründu n.g 


Im Lande Rheinland-Pfalz wurde unter dem 13. Dezember 1949 
ein auf die neuzeitlichen Erfordernisse abgestelltes Beamtengesetz 
verkündet, dessen Inhalt in monatelanger Gemeinschaftsarbeit der 
zuständigen Landtags ausschüsse und Landesministerien auf der Grund- 
lage des Deutschen Beamten gesetzes erarbeitet wurde. 

Die Unterzeichneten Bundestagsabgeordneten aus Rheinland-Pfalz 
legen das vorstehende — redaktionell auf die Rechtsverhältnisse der 
Bundesbeamten ab gestimmte — neue rheinisch-pfälzische Beamten ge- 
setz dem Bundestag als Beratungsgrundlage für das nach Verabschie- 
dung des vorläufigen Bundesbeamten gesetzes (Drucksache Nr. 175) 
zu schaffende neue Bundesbeamtengesetz vor, um das Arbeitsergebnis 
aus EJieinland-Pfalz für den Bundestag nutzbar zu machen und 
eine möglichst frühzeitige Verabschiedung des Bundesbeamtengesetzes 
zu ermöglichen. Die Ergebnisse der Beratungen des Beamtenrechts- 
ausschusses des Bundestages über das vorläufige Bundesbeamten- 
gesetz wurden teilweise in den Entwurf ein gearbeitet. In Einzelheiten 
behalten sich die Unterzeichneten ihre Stellungnahme für die späteren 
Beratungen ausdrüd^lich vor. 


Bonn, den 24. Februar 1950 


Dr. Wuermeling Mayer (Rheinland-Pfalz) 

Dr. Nowack (Rheinland-Pfalz) Junglas 
Dr. Atzenroth Dr. Orth 

Becker Neber 

Stauch Gibbert 

Dr. Dr. Noell von der Nahmer 


Neumayer 
Dr. Weber 
Schmitt 
Frau Dietz 
Kemper 
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